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Bildungsmessen, wie hier zum Weiterbildungs-
tag 2011 in Potsdam, verschaffen einen guten 
Überblick über Angebote und Förderung.� S. 27

Liebe Leserinnen  
und liebe Leser, 
mit dieser Ausgabe präsentieren wir Ihnen 
unsere BRANDaktuell im neuen Outfit: Neu 
strukturiert – und zwar in einen ‚blauen‘ Teil 
mit ausführlichen Beiträgen und Hinter-
grundartikeln und in einen ‚roten‘ Informa-
tionsteil mit einem Mix aus Nachrichten 
und Berichten. Wir sind gespannt, wie Ihnen 
diese luftigere Aufmachung gefällt. 

Doch nun zu unseren Inhalten:
Jahrzehntelang galt folgendes Ritual – Viele 
Jugendliche fanden im Sommer keinen 
Ausbildungsplatz und die Politik musste 
erheblich nachsteuern, um sie mit einem 
Ausbildungsplatz zu versorgen. Doch das 
Blatt hat sich gewendet: Nun werden Aus-
zubildende gesucht. In unserem Titelthema 
‚Neue Ausbildung in Brandenburg‘ stellen 
wir Ihnen auf den Seiten 4 bis 11 Akzente 
und Initiativen der Landespolitik vor und 
berichten über Projekte und Aktionen 
anderer Akteure. 

Und können die Qualifikations- und 
Bildungsunterschiede innerhalb der EU be-
seitigt werden? Welche Erfahrungen gibt es 
mit der europäischen Verbundausbildung? 
Welche Akzente setzte die ESF-Jahresta-
gung? Diese Fragen beantworten wir in der 
blauen Rubrik ‚Europa‘ ab Seite 12. 

Transnationale Projekte erweitern den 
Horizont für alle Beteiligten, Ideen werden 
entwickelt, auf Übertragbarkeit abgeklopft. 
Hierzu berichten wir auf den Seiten 20-21 
in der blauen Rubrik ‚Themen‘. Erfahrungen 
aus einem INNOPUNKT-Projekt zeigen auf 
Seite 23, wie neue Zugänge zum Studium 
eröffnet werden können. 

Kommen wir zu den ‚roten‘ Rubriken 
‚Förderservice‘, ‚In Kürze‘ und ‚Termine 
& Aktionen‘, mit denen wir Ihnen eine 
kompakte Informationspalette anbieten 
wollen. Hier informieren wir u. a. zu den 
neuen Richtlinien zur Weiterbildung und 
zur Integrationsbegleitung (S. 26-27), zur 
Arbeitsschutz-Kampagne ‚Partnerschaft für 
Prävention‘ (S.  28), zu Existenzgründungen 
in der Kultur- und Kreativwirtschaft (S. 29) 
sowie zum Familienpass Brandenburg (S. 31). 

 Last but not least hoffen wir, dass 
Ihnen das Lesen der neu konzipierten 
BRANDaktuell ebenso viel Freude bereitet 
wie uns das Erarbeiten. 

die Redaktion
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Für Schulabgängerinnen und -abgänger brechen in Brandenburg 
rosige Zeiten an, viele wissen es nur noch nicht. Weniger rosig 
sieht es für Betriebe aus, einige reagieren aber noch nicht. Das 
Land hingegen passt seine Politik der Entwicklung an.

in Brandenburg
Zukunft ausbilden
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Neue Ausbildung in Brandenburg

Damit die Gruppe der beruflich 
Ausgebildeten in Brandenburg nicht 
zur Mangelware wird, unterstützt 

das Land die Unternehmen weiterhin dabei, 
auszubilden. Ohne eine solide Basis an Aus-
bildungsstellen, ein gutes Bewerberpotenzial 
und eine entsprechende Ausbildungsqualität 
kann die notwendige Fachkräfteentwicklung 
nicht funktionieren. Die Bedeutung des dualen 
Ausbildungssystems für die Brandenburger 
Wirtschaft ist ungebrochen hoch. 

Mit der dualen Berufsausbildung wird 
normalerweise der Weg des Übergangs von 
der Schule in die betriebliche Ausbildung und 
dann anschließend in eine Facharbeitertä-
tigkeit eingeschlagen. In der Vergangenheit 
war dieser Weg für viele junge Menschen in 
Brandenburg schwierig und langwierig, für  
manche blieb er sogar verschlossen. Doch 
die Situation hat sich deutlich geändert, am 
Ausbildungsmarkt gibt es derzeit einen Gezei-
tenwechsel.

Mehr Ausbildungsplätze, 
weniger Ausbildungsbewerber

Der Bundesagentur für Arbeit wurden 2011 
mehr betriebliche Ausbildungsplätze in Bran-
denburg gemeldet als noch ein Jahr zuvor. 
Gleichzeitig sank die Zahl der Ausbildungssu-
chenden. Dennoch reichten auch im vergange-
nen Jahr die betrieblichen Ausbildungsstellen 
nicht aus, um alle Jugendlichen zu versorgen. 
Zusätzliche Maßnahmen der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) haben auch im Jahr 2011 
dazu beigetragen, dass der Übergang von der 
Schule in Ausbildung für jeden Jugendlichen 
in Brandenburg gelingt (s. Kasten). Insgesamt 
nimmt die Zahl der Jugendlichen in diesen 
zusätzlichen Maßnahmen gegenüber den 
Vorjahren jedoch ab. 

Deutlich mehr Jugendliche als 
bisher wählen ein Studium 

Hinzu kommt, dass die Präferenz vieler 
Jugendlichen für Gymnasien und Hochschulen 
sprunghaft gestiegen ist. Das führt zusammen 
mit der rückläufigen Zahl der Schulabgänge-

rinnen und Schulabgänger zu einer schwäche-
ren Nachfrage nach Ausbildungsplätzen.

Duales System stärken

Damit ist das duale System aber keineswegs 
ein Auslaufmodell, dieser Gefährdung kann 
bewusst gegengesteuert werden. Etwa durch 
einen nachdrücklichen Attraktivitätsgewinn, 
indem die Betriebe bessere Ausbildungsplätze 
anbieten und indem Karrierewege der Absol-
venten des dualen Systems in Richtung Hoch-
schule gefördert werden. Gleichzeitig muss 
das Bewerberpotenzial besser ausgeschöpft 
werden. Gefordert sind das Land, die Bundes-
agentur und vor allem die Unternehmen. Alle 
Ausbildungsbewerber müssen mit geeigneten 
Angeboten versorgt werden, auch diejenigen, 
die keinen Schulabschluss vorweisen bzw. als 
Altbewerber registriert sind. So hatten 2011 
rund 16 Prozent der unversorgten Bewerbe-
rinnen und Bewerber keinen Schulabschluss. 
Der Anteil der unversorgten Bewerber aus 
früheren Schulentlassungsjahren liegt bei 70 
Prozent. 

Auch die Ausbildungsverantwortlichen 
in den Unternehmen müssen ihre Kriterien 
für die Auswahl von Auszubildenden an das 
veränderte Angebot anpassen. Prognosen bis 
2030 weisen darauf hin, dass bei Fachkräften 
der mittleren Qualifikationsebene von beacht-
lichen Engpässen auszugehen ist. Demzufolge 
nimmt die Notwendigkeit der Unternehmen 
deutlich zu, ihre Fachkräfte rechtzeitig selbst 
auszubilden.  

Neuauflage der Ausbildungsricht-
linie erleichtert Inanspruchnahme 

Das Arbeitsministerium hat 2011 seine För-
derung entsprechend den Anforderungen des 
Ausbildungsmarktes neu organisiert. Mit dem 
neuen ESF-geförderten ‚Programm zur qualifi-
zierten Ausbildung im Verbundsystem‘ soll die 
Leistungsfähigkeit des dualen Ausbildungssys-
tems verbessert werden. Deshalb fördert das 
Ministerium mit der Richtlinie unter anderem 
eine stabile und qualitative Ausbildungsbasis 
(vgl. dazu BRANDaktuell 5/2011). 

Gezeitenwechsel
Mehr Ausbildungsplätze und weniger Ausbildungssuchende, der Branden-
burger Ausbildungsmarkt könnte von einem Ungleichgewicht in ein anderes 
kippen. Damit es nicht soweit kommt, unterstützt das Land die Ausbildung.

Ausbildungsmarkt Brandenburg

Ausbildungswege 2011
Hauptsächlich mündeten die Ausbil-
dungsplatzbewerberinnen und -bewerber 
in eine betriebliche Ausbildung:
•	 rund 8.880 Jugendliche begannen eine 

betriebliche Ausbildung;
•	 rund 2.770 gingen in eine vollzeitschu-

lische Ausbildung;
•	 rund 1.480 Ausbildungsanfänger lern-

ten einen Fachberuf des Gesundheits-
wesens, inklusive Altenpflege.

Betriebl. Ausbildung 2010 und 2011
•	 2011 wurden der Bundesagentur für 

Arbeit 1.200 mehr betriebliche Aus-
bildungsplätze gemeldet als noch ein 
Jahr zuvor. 

•	 Gleichzeitig sank die Zahl der Ausbil-
dungssuchenden von 2010 auf 2011 
um 1.383 Personen.

•	 Die Bewerber-Stellen-Relation hat 
sich für die Ausbildungssuchenden 
verbessert: Im September 2011 betrug 
das Verhältnis Bewerber je betriebli-
che Ausbildungsstelle 1,27, im Vorjahr 
kamen noch 1,6 Bewerberinnen und 
Bewerber auf eine Ausbildungsstelle.

•	 Gleichzeitig kamen 1,24 unbesetzte 
Ausbildungsstellen auf jeden unver-
sorgten Bewerber. Im Jahr 2010 waren 
es nur 0,67 Stellen.

•	 Das heißt, im September 2011 betrug 
das Verhältnis betriebliche Ausbil-
dungsstelle je Bewerber 0,79, im Jahr 
2010 standen rechnerisch für jeden 
Bewerber nur 0,64 Ausbildungsstellen 
zur Verfügung.

Maßnahmen der Bundesagentur für 
Arbeit
2010 begannen 5.045 Jugendliche eine 
Ausbildungs- oder Orientierungsmaßnah-
me der Bundesagentur für Arbeit. 2011 
waren es noch 4.084 Jugendliche:
•	 eine Einstiegsqualifizierung (§ 235b 

SGB III) begannen 702 Jugendliche,
•	 an einer berufsvorbereitenden 

Bildungsmaßnahme (§ 61 SGB III) 
nahmen 1.961 Jugendliche teil,

•	 im Rahmen der außerbetrieblichen 
Ausbildung (§ 242 SGB III) konnte für 
1.421 Jugendliche ein Angebot bereit-
gestellt werden. 
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Neue Ausbildung in Brandenburg

Für den Sommer 2012 ist eine Neuauflage 
des Programms mit einigen Änderungen der 
Fördermodalitäten geplant. Die Änderungen 
werden es den Ausbildungsbetrieben und 
ihren Verbundpartnern erleichtern, die Förde-
rung verstärkter in Anspruch zu nehmen. 

Ausbildung im Verbund stabilisiert 
die Ausbildungsbasis

Die Richtlinie unterstützt kleine und mittlere 
Unternehmen dabei, selbst auszubilden. Damit 
stabilisiert die Richtlinie die betriebliche Aus-
bildungsbasis. Die Förderpunkte ‚allgemeine 
Verbundausbildung‘ sowie ‚überbetriebliche 
Lehrlingsunterweisung im Handwerk und in 
der Landwirtschaft‘ zielen in bewährter Form 
darauf ab, dass Ausbildungsbetriebe mit Ver-
bundpartnern gemeinsam alle Ausbildungsin-
halte in guter Qualität vermitteln. 

Für mehr betriebliche Ausbildungsplätze 
sorgt das externe Ausbildungsmanagement 
(EXAM) bei den Kammern, das ebenfalls über 
die Richtlinie gefördert wird. Das externe Aus-
bildungsmanagement schließt unter anderem 
zusätzliche Ausbildungsstellen in Unterneh-
men auf. Die Ausbildungsmanager helfen auch 
dabei, frühzeitig Ausbildungsinteressenten zu 
regionalen, betrieblichen Ausbildungsangebo-
ten zu beraten. Insgesamt gibt es in Branden-
burg mehr als 250 Ausbildungsberufe. Doch 
nach wie vor konzentrieren sich die Wünsche 
der Ausbildungssuchenden nur auf wenige Be-
rufe. Junge Frauen favorisieren vor allem die 
Berufe Kauffrau für Einzelhandel, Verkäuferin 
und Bürokauffrau. Die jungen Männer wün-
schen sich vorzugsweise eine Ausbildung als 
Kfz-Mechatroniker, Kaufmann im Einzelhandel 
oder Koch.

Spezifische Verbundausbildung

Damit ausbildungssuchende Jugendliche und 
betriebliche Angebote zueinander passen, 
hilft die spezifische Verbundausbildung. Der 
Förderansatz hilft, unbesetzte Stellen mit 
unversorgten Bewerbern passgenau zu beset-
zen. Jugendliche mit schlechten Startchancen 
können im 1. Ausbildungsjahr unterstützt 
werden, damit sie ihre Ausbildungsfähigkeit 
verbessern. Damit eröffnet die spezifische 
Verbundausbildung diesen Jugendlichen 
Chancen in Brandenburger Betrieben.

Die verschiedenen Förderungen in dem 
noch jungen ‚Programm zur qualifizierten 
Ausbildung im Verbundsystem‘ haben das 
gemeinsame Ziel, durch gute Ausbildung den 
brandenburgischen Fachkräftenachwuchs zu 
sichern. Damit dies gelingt, arbeitet das Land 
eng mit der Regionaldirektion Berlin-Branden-
burg der Bundesagentur für Arbeit, mit den 
Kammern und den Sozialpartnern zusammen. 

Dr. Alexandra Bläsche, MASF

 Infos
Das ‚Programm zur qualifizierten Ausbildung im 
Verbundsystem im Land Brandenburg‘ finden Sie im 
Internet unter www.lasa-brandenburg.de/Schule-
Bildung-Ausbildung.196.0.html

Das Programm wird aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.

Mehr Ausbildung, 
weniger System
Die Zahl derjenigen, die in das Über-
gangssystem einmünden, hat abge-
nommen. Hoch ist sie noch immer.

Wie das Statistische Bundesamt mitteilte, 
haben im vergangenen Jahr deutschlandweit 
742.100 Personen eine duale oder vollzeit-
schulische Berufsausbildung an beruflichen 
Schulen begonnen. Nach ersten vorläufigen 
Ergebnissen des Bundesamtes waren das 1,7 
Prozent mehr als im Vorjahr. Während sich 
die Zahl der Ausbildungsanfängerinnen und 
-anfänger im dualen System um 2,9 Prozent 
erhöhte, nahm sie in Berufen des Gesund-
heits-, Erziehungs- und Sozialwesens mit 
+0,3 Prozent nur leicht zu. In der übrigen 
vollzeitschulischen Berufsausbildung ging die 
Zahl der Anfängerinnen und Anfänger um 4,8 
Prozent zurück.

Im Jahr 2011 begannen 294.300 Mädchen 
und Jungen im entsprechenden Alter eine 
Maßnahme im Übergangsbereich, um ihren 
Haupt- oder Realschulabschluss nachzu-
holen oder um berufliche Grundkenntnisse 
zu erwerben. Verglichen mit dem Jahr 2010 
mündeten 8,0 Prozent junge Leute weniger in 
das Übergangssystem ein. 

Die Zahl der Studienanfängerinnen und 
-anfänger nahm 2011 gegenüber dem Vorjahr 
um 15,8 Prozent auf 519.300 zu. Eine Ursache 
für diesen Anstieg waren die doppelten 
Abiturientenjahrgänge, die 2011 in Bayern 
und Niedersachsen infolge der Einführung 
der achtjährigen Gymnasialzeit die Schulen 
verließen.

Unter 25-Jährige – Arbeitslosen-
quoten im europäischen Vergleich

Laut der Europäischen Kommission hat-
te Deutschland im Dezember 2011 mit 7,8 
Prozent die niedrigste Arbeitslosenquote bei 
den unter 25-Jährigen. Verglichen hatte die 
Kommission die Quoten der 27 europäischen 
Mitgliedstaaten. An zweiter und dritter 
Stelle waren Österreich (8,2 Prozent) und 
die Niederlande (8,6 Prozent). Die höchsten 
Arbeitslosenquoten in der Altersgruppe hatten 
Spanien (48,7 Prozent), Griechenland (47,2 
Prozent, Oktober 2011) und die Slowakei 
(35,6  Prozent).

(jac)

Immer mehr junge Leute entscheiden sich für 
ein Studium. Aber auch hier wird die Berufswahl 
durch das Geschlecht mitbestimmt. Andreas 
Röblitz (Foto) ist einer der wenigen Männer, die 
sich dafür entschieden haben, Grundschullehrer 
zu werden. Beim Brandenburger Zukunftstag 
wird Mädchen und Jungen der Blick auf ein 
breiteres Berufsspektrum geöffnet (s. S. 9).
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Brandenburg: neuer Konsens für Ausbildung
Der Ausbildungsmarkt hat sich geändert, die Herausforderungen an Politik 
und Wirtschaft sind aber genauso groß wie 2003, als die Partner den ersten 
Konsens unterschrieben haben, nur es sind ganz andere.

2003 hatten es auch durchschnittlich gut 
qualifizierte Schulabgängerinnen und Schul-
abgänger nicht leicht, einen Ausbildungsplatz 
zu finden. „Am liebsten mit Abitur“, hieß es in 
vielen Branchen. Damals verließen mehr als 
37.000 Schulabgängerinnen und Schulabgän-
ger die Schulen. 2012 wird es nach Prognosen 
nicht mal mehr 21.000 Schulabgänger in 
Brandenburg geben. Besonders stark einbre-
chen wird die Zahl der Realschulabsolventen.

In der neuen Erklärung zum ESF-geförder-
ten ‚Brandenburgischen Ausbildungskonsens‘ 
geht es deshalb vor allem darum, wie die 
Betriebe genügend Auszubildende gewinnen 
können, um später ausreichend Fachkräfte 
zu haben. Etwa dadurch, dass sie tarifliche 
Standards einhalten und Auszubildende nach 
Abschluss in gut bezahlte Arbeitsplätze über-
nehmen. Vor allem sollen die Betriebe auch 
Jugendlichen mit Startschwierigkeiten den 
Einstieg in betriebliche Ausbildung ermögli-
chen. 					    (jac)

Brandenburgischer Ausbildungskonsens

Im April 2012 haben die Partner des Bran-
denburgischen Ausbildungskonsenses eine 
neue Erklärung unterzeichnet. Die Erklärung 
hat sechs Punkte:
•	 Nachwuchs sicherstellen;
•	 Umdenken und auf neue Situation am 

Ausbildungsmarkt einstellen;
•	 Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze 

mindestens auf dem jetzigen Niveau 
erhalten – die Landesregierung sichert 
die hohe Qualität der Ausbildung in der 
Berufsschule;

•	 Einhaltung tariflicher Standards, Über-
nahme auf gut bezahlte Arbeitsplätze;

•	 Betriebe geben Jugendlichen mit 
Startschwierigkeiten eine Chance – das 
Übergangssystem soll betriebsnäher 
gestaltet werden;

•	 die Chancen für eine Ausbildung und 
eine Beschäftigung im Land Brandenburg 
müssen in der Öffentlichkeit kommuni-
ziert werden.

Partner
Partner des Brandenburgischen Ausbil-
dungskonsenses sind:
•	 das Land Brandenburg;
•	 der Handwerkskammertag Land Bran-

denburg;
•	 die Arbeitsgemeinschaft der Indust-

rie- und Handelskammern des Landes 
Brandenburg;

•	 der Landesverband der Freien Berufe 
Land Brandenburg e. V.;

•	 die Vereinigung der Unternehmensver-
bände in Berlin und Brandenburg e. V.;

•	 der Deutsche Gewerkschaftsbund Bezirk 
Berlin-Brandenburg;

•	 die Bundesagentur für Arbeit, Regionaldi-
rektion Berlin-Brandenburg.

 Infos
Internet: http://tinyurl.com/cscs64s

Der Brandenburgische Ausbildungskon- 
                sens wird aus Mitteln des ESF gefördert.

„Eine Botschaft für Jugendliche und Betriebe“
Frau Tenkhof, die neue Erklärung zum Bran-
denburgischen Ausbildungskonsens soll dazu 
beitragen, den Fachkräftebedarf im Land zu 
sichern. Welchen Beitrag kann sie leisten?

Die Erklärung übermittelt eine Botschaft: 
Alle Beteiligten in Brandenburg ziehen an ei-
nem Strang. Schülerinnen, Schülern und ihren 
Eltern wird gesagt, dass es in Brandenburg 
gute Aussichten auf qualifizierte Ausbildung 
gibt. Den Betrieben wird vermittelt, dass wir sie 
unterstützen, qualifizierte Nachwuchskräfte zu 
gewinnen. Die Regionen erkennen, dass wir al-
les tun, um junge Menschen im Land zu halten.

Was erwarten Sie von den Betrieben?
Viele Betriebe haben erkannt, dass sie 

sich um ihren Fachkräftenachwuchs bemühen 
müssen und reagieren darauf. Sie bieten gute 
Ausbildung und sind offen für Jugendliche 
mit schlechten Startchancen. Sie ermögli-

chen qualifizierten Nachwuchskräften eine 
Aufstiegsfortbildung und zeigen Karrierewege 
im Betrieb auf. Aus unserer Sicht müssen noch 
mehr Unternehmen für diese Art der Standort-
sicherung gewonnen werden.

Mittlerweile existiert auf dem Ausbil-
dungsmarkt ein Passungsproblem. Es wer-
den Plätze angeboten, auf die sich niemand 
bewirbt. Sei es, dass die Angebote den 
Neigungen und Wünschen der Jugendlichen 
nicht entsprechen, oder die Bewerberinnen 
und Bewerber sind aus Sicht der suchen-
den Betriebe nicht geeignet. Heute müssen 
Betriebe für sich werben. Sie können es sich 
nicht mehr leisten, Defizite bei den Jugend-
lichen zu identifizieren ohne auf die Stärken 
zu achten. Betriebe gewinnen Jugendliche 
durch tarifvertragliche oder branchenübliche 
Bezahlung, gute Ausbildung und Übernahme in 
Arbeit. Gute Ausbildungsbedingungen sind ein 
Werbefaktor für Ausbildung made in Branden-
burg und ein Haltefaktor gegen Abwanderung. 
Die gut ausgebildeten jungen Brandenburger 
und Brandenburgerinnen werden von süd- und 
westdeutschen Betrieben gern übernommen. 
Unser Ziel sollte es sein, nicht nur gute Ausbil-
dung anzubieten, sondern mit guter Beschäfti-
gung die Nachwuchskräfte im Land zu halten.

(jac)
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Ute Tenkhof leitet im Brandenburger Arbeits-
ministerium das Referat ‚Berufliche Bildung‘.
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Bedarf nur aus Brandenburger Jugendlichen 
zu decken.

Wolfgang Spieß kennt Unternehmen, die 
sich inzwischen erst die Jugendlichen und 
dann die Zeugnisse ansehen. „Der Geschäfts-

führer eines großen Restaurants in Potsdam 
bat mich, vorbeizuschicken, wen ich habe“, 
erzählt Spieß. Diese Herangehensweise 
beschränkt sich nicht nur auf die Hotel- und 
Gaststättenbranche. „Heidelberger Druck lädt 
jeden Interessenten zu einem Vorstellungs-
gespräch ein.“ Doch trotz aller Knappheit, 
vorzeigbar sollten die Zeugnisse sein, so Spieß.

Fatal findet er das Übergangssystem, 
in dem jährlich bundesweit fast 300.000 
Jugendliche unterkämen (s. S. 6). „Es muss 
etwas dafür getan werden, dass diese Jugend-
lichen die Schule so verlassen, dass sie reif 
für eine betriebliche Ausbildung sind“, fordert 
er. Auszubildenden, die schulischer Nachhilfe 
bedürfen, finanziert die IHK Potsdam seit Mai 
2009 Nachhilfe – wenn die Ausbildungsbe-
triebe diese beantragen. Doch daran hapert 
es. Derzeit gibt es gerade mal rund 100 Fälle 

Wenn das Übergangssystem zum Konkurrenten wird 
Mit Speed-Dating und Fernsehspots wirbt die IHK Potsdam um Auszubil-
dende. Denn Eltern und Jugendliche wissen von den neuen Ausbildungs-
chancen im Land Brandenburg häufig noch nichts.

André Papst (li) lernt Chemikant, Anne Beick 
lernt Automobilkauffrau für Beratung und 
Verkauf. Beide posieren für die IHK-Kampagne 
‚Mach-es-in-Brandenburg‘.

Sieben Minuten Zeit hatten Ausbildungsplatz-
interessenten und Arbeitgeber für ein erstes 
Kennenlernen. Dann ertönte die Glocke und 
eine andere Interessierte oder ein anderer 
Interessierter nahm den Platz ein. 28 Betriebe 
aus der Hotel- und Gastronomiebranche such-
ten auf diese Weise beim ersten Speed-Dating 
der IHK Potsdam Ende April nach Auszubil-
denden.

500 Plätze nicht besetzt

Sie hatten rund 160 Dates mit ausbildungs-
interessierten Jugendlichen, 36 Vorstellungs-
gespräche sind daraus hervorgegangen. Für 
Wolfgang Spieß von der IHK Potsdam ist das 
ein guter Erfolg. Diese Branche macht ihm 
Sorgen, es fehlen ausreichend Nachwuchs-
kräfte. Im vergangenen Jahr konnten die 
Unternehmen der Branche im Kammerbezirk 
rund 500 Ausbildungsplätze nicht besetzen, 
2011 gab es rund ein Fünftel weniger neue 
Ausbildungsverträge als noch im Jahr 2010. 

Anders die Metallbranche, hier ist die Zahl 
neuer Ausbildungsverträge von 2010 auf 2011 
gestiegen. Doch für beide Branchen gilt: Sie 
brauchen Jugendliche, die in Brandenburg eine 
Ausbildung machen wollen. Darauf zielt eine 
Kampagne der IHK Potsdam ab. In Fernseh-
spots, in Regionalzeitungen, mit Postkarten, 
auf YouTube und Twitter wirbt die Kammer 
mit dem Slogan ‚Mach es in Brandenburg‘. Die 
Chancen für eine Ausbildung und einen Job 
sind gut im Land, so die Botschaft. Dass die 
Zeiten sich geändert haben, sei bei vielen Ju-
gendlichen und vor allem bei ihren Eltern noch 
nicht angekommen, sagt Spieß. „80 Prozent 
der Ausbildungsentscheidungen werden von 
den Eltern getroffen.“ Und gerade in Regionen 
mit hoher Arbeitslosigkeit kämen diese zu dem 
Schluss, dass eine Ausbildung in Brandenburg 
nicht möglich sei oder sich nicht lohne.

Doch das Blatt am Ausbildungsmarkt hat 
sich gewendet. „Jetzt haben auch Jugendliche 
mit schlechten Startchancen in Brandenburg 
eine Chance“, sagt Wolfgang Spieß. Er denkt 
dabei auch an junge Leute aus Berlin, denn die 
Schulabgängerzahlen in Brandenburg seien so 
zurückgegangen, dass es schwer werde, den 

„Schick vorbei, wen Du hast.“

im Kammerbezirk, 1.000 wären möglich. „Da-
bei ist der Antrag unbürokratisch zu stellen“, 
sagt Spieß. Und in diesen Zeiten müsste die 
Zahl der Anträge eigentlich steigen.     (jac)

Nachhilfe für Auszubildende

Die IHK Potsdam unterstützt Mitglieds-
betriebe, die Auszubildende einstellen, bei 
denen beim Übergang von der Schule zur 
Berufsausbildung Schwierigkeiten in der 
Fachtheorie zu erwarten sind.

500 Euro
Pro Auszubildenden werden bis zu 500 
Euro für Nachhilfe zur Verfügung gestellt, 
der Fahrgeldzuschuss beträgt maximal 30 
Euro pro Teilnehmer.

 Infos
IHK Potsdam, Udo Sobota,
E-Mail: udo.sobota@potsdam.ihk.de
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Dana Schulz ist in einem Beruf tätig, der nicht 
als typisch weiblich gilt: Sie arbeitet als Flug-
gerätmechanikerin. „In einem Gespräch mit 
einem ehemaligen Klassenkameraden habe 
ich erstmalig von diesem Beruf gehört und 
wurde sofort neugierig“, erzählt sie. Unent-
schlossenen rät sie: „All denjenigen, die noch 
keine klaren Vorstellungen haben, empfehle 
ich, Veranstaltungen zu besuchen, auf denen 
Unternehmen sich vorstellen.“

Mehr als 5.000 Schülerinnen und 
Schüler beim Zukunftstag

Zu solchen Veranstaltungen zählt der Zu-
kunftstag. Jedes Jahr finden sich Jugendliche 
in verschiedenen Unternehmen ein, um ihren 
angestrebten Beruf näher kennenzulernen. 
5.108 Schülerinnen und Schüler haben den 
Zukunftstag in diesem Jahr genutzt, etwas 
mehr als die Hälfte von ihnen waren Mäd-
chen. Das Motto des Tages, ‚einBlick in Deine 
Zukunft‘, ist Programm. Der Blick in den Be-
trieb soll eine Entscheidung leichter machen, 
denn Schülerinnen und Schüler erleben beim 

Zukunftstag, was die Arbeitswelt von ihnen 
erwartet. So können sie besser einschätzen, 
ob der Traumberuf wirklich ein Traum für 
sie ist oder ihre Vorstellung zu weit von der 
Realität entfernt ist. 

Hilfreich kann auch der Blick in einen 
noch fremden Beruf sein. Er kann Interesse 
wecken und zu einer Karriere wie bei Dana 
Schulz führen. Umgekehrt können auch 
Jungen Spaß an typisch weiblichen Berufen 
finden, wie Andreas Röblitz. Er ist Referendar 
an einer Grundschule: „Als Mann ist es schon 
etwas Besonderes, wenn man Grundschulleh-
rer werden will. In unserer Seminargruppe gibt 
es bei 25 Studierenden nur fünf Männer“, sagt 
er. Der Zukunftstag soll Vorurteile abbauen 
und Mädchen und Jungen die Augen öffnen 
für Berufsmöglichkeiten über Geschlechter-
grenzen hinweg.

Agentur BELLOT

 Infos
Auf den Internetseiten unter www.zukunftstagbran-
denburg.de beantworten Dana Schulz und Andreas 
Röblitz Fragen über ihren Werdegang.

Zukunft entdecken
Bei der Berufswahl bleiben die Geschlechter häufig unter sich. Der Zu-
kunftstag soll Schülerinnen und Schüler für eine Ausbildung in Brandenburg 
gewinnen und den Blick über Geschlechtergrenzen hinweg öffnen.

Dana Schulz ist Fluggerätmechanikerin bei MTU Aero Engines, im Internet beantwortet sie Fragen, wie 
sie zu ihrem Beruf gekommen ist und was sie dort macht (siehe Infos).

Andreas Röblitz im Unterricht, er ist Referendar 
an einer Grundschule in Hohen Neuendorf.

Zukunftstag 2012

Am 26. April veranstaltete das Branden-
burger Arbeitsministerium zum 10. Mal 
den Zukunftstag. Die Zahl der Plätze ist 
von Jahr zu Jahr gestiegen. Dieses Jahr 
boten Betriebe und Institutionen 8.469 
Plätze an, 4.348 Plätze waren für Mäd-
chen und 4.121 für Jungen bereitgestellt.

Investition in die Zukunft
Der Zukunftstag ermöglicht Jugendlichen 
einen Einblick in Branchen in ihrer Region 
und regt einen Perspektivwechsel an. 
Mädchen sollen sich für technische Beru-
fe, Jungen für soziale Berufe interessie-
ren. Für Unternehmen ist der Zukunftstag 
eine Investition in die Zukunft, weil sie 
Auszubildende gewinnen können. 

 Infos
Der Zukunftstag wird aus Mitteln des 
ESF  und des Landes gefördert.
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Neue Ausbildung in Brandenburg

Die UN-Behindertenrechtskonvention hat 
einen Paradigmenwechsel in Deutschland 
eingeleitet. Inklusion wird jetzt im Sinne des 
gemeinsamen Lernens und der Teilhabe aller 
Kinder und Jugendlichen im Bildungssys-
tem definiert, von der Kita bis zur tertiären 
Bildung. Die Konvention eröffnet damit ein 
Recht auf gemeinsame Bildung. Nicht mehr 
die Eltern müssen begründen, warum ihr Kind 
für eine Regelinstitution geeignet ist, sondern 
Kita, Schulen oder Berufsschulen müssen 
erklären, warum das nicht gehen soll. Alle 
Bundesländer müssen die Vorgaben in Gesetze 
überführen und Aktionspläne ausarbeiten.

In Brandenburg verlassen jährlich rund 
1.500 Jugendliche mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf die Schulen. Ca. 50 Prozent von 
ihnen waren vorher auf einer Schule mit dem 

sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
‚Lernen‘, den sogenannten Lernbehinder-
tenschulen. Gezielte berufsorientierende 
Aktivitäten und strukturelle Veränderungen 
sollen frühzeitig den Automatismus ‚einmal 
Sonderstruktur – immer Sonderstruktur‘ 
im Lebensverlauf aufbrechen. Ein zentrales 
Handlungsfeld im Behindertenpolitischen 
Maßnahmenpaket (s. Kasten) des Landes 
Brandenburg ist deshalb die frühzeitige 
Berufsorientierung. Denn bisher werden die 
meisten Schulabgänger mit dem sonderpäda-
gogischen Förderbedarf ‚geistige Entwicklung‘ 
in einer Werkstatt für behinderte Menschen 
beschäftigt, nicht einmal 0,3 Prozent finden 
von dort den Weg in die Betriebe.

Das soll sich ändern. Potenziale für be-
triebliche Ausbildung auch für diese Jugendli-

chen hat Brandenburg durch seine klein- und 
kleinstbetriebliche Struktur und die damit 
vielerorts verbundene persönliche Ansprache. 
Eine Betriebsstruktur, die sich oft als hinder-
lich für wirtschaftliche Großprojekte zeigte, 
hat in diesem Fall Vorteile.

ESF-gefördertes Modellprojekt

Derzeit transferiert das Modellprojekt 
‚ZEBRA-plus‘ ein erprobtes schulisches 
Berufsorientierungsverfahren an ausge-
wählte Schulen im Land (s. Kasten). Mit dem 
Brandenburger Bildungsministerium und der 
Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der 
Bundesagentur für Arbeit werden Gespräche 
geführt, um zukünftig für alle Schulen mit 
dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
‚Lernen‘ ein berufliches Orientierungsverfah-
ren anbieten zu können.

Inklusiv von Anfang an

Seit der Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtskonvention 2009, deren Umsetzung 
für die Bundesländer Gesetzescharakter hat, 
erhalten die Belange behinderter Kinder und 
Jugendlicher in Deutschland immer mehr 
öffentliche Aufmerksamkeit. In der Praxis 
beginnt jedoch eine inklusive Bildung nicht 
erst mit der Berufsorientierung, sondern im 
Bedarfsfall, also ggf. mit der am Gedanken der 
Inklusion orientierten Frühförderung, niedrig-
schwelligen und barrierenfreien Angeboten 
und unabhängiger Beratung für die Eltern.

Die Beispiele zur Berufsorientierung ver-
deutlichen exemplarisch, dass Inklusion mög-
lich ist, wenn Verantwortliche Wege für ein 
selbstverständliches Miteinander von Kindern 
und Jugendlichen mit und ohne Behinderung 
finden. Gleichzeitig zeigen sie aber auch, dass 
noch ein langer Weg vor uns liegt.

Dr. Sandra Wagner, MASF

 Infos
Den ungekürzten Artikel finden Sie auf den BRAND-
aktuell-Internetseiten: http://tinyurl.com/crekrd5

ZEBRA-plus wird aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.

Von 2005 bis 2007 brachte die ESF-geförderte 
EQUAL-Partnerschaft Jugendliche mit Lern-
schwierigkeiten, wie Julia R. (s. Foto), in betrieb-
liche Ausbildung. Der Ansatz war richtungswei-
send. Nach einem ersten Modellprojekt ‚ZEBRA‘ 
gibt es inzwischen das zweite Modellprojekt 
‚ZEBRA-plus‘.

Inklusion von der Kita bis zur Ausbildung
Einmal Sonderstruktur – immer Sonderstruktur. Mit diesem Automatismus 
will Brandenburg brechen. Mit Berufsorientierung will das Land Jugendlichen 
helfen, die mit sonderpädagogischem Förderbedarf die Schulen verlassen. 

Maßnahmenpaket

Drei Maßnahmen zur Berufsorientierung 
stehen im Behindertenpolitischen Maß-
nahmenpaket des Landes Brandenburg im 
Mittelpunkt:
•	 Umsetzung der Bund-Länder-Initiative 

Inklusion, Handlungsfeld Berufsorien-
tierung (2011-2013).

•	 Modellprojekt ‚Übergang Schule-
Beruf‘ (2009-2014). Ziel ist es, den 
Aufbau eines Übergangsmanagements 
Schule-Beruf sowie Alternativen zur 
Beschäftigung in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen zu schaffen.

•	 ‚ZEBRA-plus‘ transferiert ein erprobtes 
schulisches Berufsorientierungsverfah-
rens inklusive einer Übergangsbeglei-
tung in eine betriebliche Berufsvorbe-
reitungsmaßnahme (BvB) und eventuell 
in eine nachfolgende betriebliche 
Berufsausbildung. Zielgruppe sind 
Schülerinnen und Schüler mit dem 
sonderpädagogischen Förderschwer-
punkt ‚Lernen‘. Einbezogen sind die 
Schulämter Wünsdorf, Perleberg und 
Frankfurt (Oder) (s. BRANDaktuell Nr. 
6/2011, die Red.).
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Janette Fichtelmann (re) hat den Entwurf gestaltet, ihr Teamkollege hilft, das Infomobil zu bekleben.

Mit Popart für Ausbildung
Die Botschaft steht im Namen: Berufliche Bildung ist praktisch unschlagbar. 
Im Mai startete die gleichnamige Informationsoffensive des Bundes. Auszu-
bildende haben die Infomobile gestaltet, ein Entwurf kam aus Herzberg.

In der Werkhalle der TÜV Akademie in Berlin 
Johannisthal stehen drei gelb lackierte 
Piaggio Ape, das sind dreirädrige Lieferwa-
gen aus Italien. Janette Fichtelmann beklebt 
einen davon mit Folie, die Konturen zeigen 
ein Gesicht. Später kommt eine Sprechblase 
hinzu, im Stil der Popart. „Berufliche Bildung 
ist unschlagbar“ steht darin. Sie ist eine von 
drei Gewinnern des Wettbewerbs ‚Praktisch 
unschlagbar‘. Auszubildende waren aufge-
rufen, Vorschläge für die Gestaltung der 
Infomobile einzureichen. Janette Fichtelmann 
lernt Gestalterin für visuelles Marketing bei 

Möbel Höffner und besucht in Herzberg die 
Berufsschule. „Popart ist frisch, zeitlos und 
auffällig.“ Die 24-Jährige ist im ersten Lehr-
jahr. Zuvor hatte sie gestaltungstechnische 
Assistentin gelernt. Eine Woche lang dekoriert 
sie die Lieferwagen. Ihr Arbeitgeber hat sie 
dafür freigestellt. „Das Unternehmen findet es 
gut, dass ich mich engagiere“, sagt sie.     (jac)

Die Infotour

Drei Infomobile fahren bundesweit 
Marktplätze, Schulen, Unternehmen und 
Bildungsmessen an. Anliegen der Offensi-
ve ist es, Schüler, Lehrer, Eltern sowie 
Unternehmen und Beschäftigte über die 
Möglichkeiten von Aus- und Weiterbil-
dung zu informieren, vor allem in der 
Region. Deshalb wird bei den Vor-Ort-
Terminen eine Beraterin oder ein Berater 
einer regionalen Kammer dazukommen.

‚Berufliche Bildung – praktisch 
unschlagbar‘ ist eine Initiative der 
Bundesministerien für Bildung sowie für 
Wirtschaft. 

Termine im Land Brandenburg im Juni
Die Infotour ist am
14. Juni 2012 in Frankfurt (Oder) und am
18. Juni 2012 in Cottbus. 

 Infos
Die Infotour im Internet:
www.praktisch-unschlagbar.de/infotour
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Junge Wirtschaft 
macht mit
Die Bundesinitiative ‚JUGEND STÄRKEN‘ hat 
seit Ende 2011 einen neuen Baustein und 
einen neuen Partner. Der Verband der Wirt-
schaftsjunioren wird sich im Rahmen des Pro-
gramms dafür engagieren, dass benachteiligte 
Jugendliche Einblicke in Unternehmen und in 
die Arbeitswelt bekommen. In dem Verband 
sind Unternehmerinnen und Unternehmer 
sowie Führungskräfte bis 40 Jahre organisiert.

Bei der Umsetzung vor Ort arbeiten die 
Wirtschaftsjunioren eng mit den sozialpäda-
gogischen Fachkräften aus den Einrichtungen 
im Netzwerk von JUGEND STÄRKEN zusam-
men. Benachteiligte Jugendliche können einen 
jungen Unternehmer als Bildungspaten zur 
Seite gestellt bekommen, einen Tag lang Azubi 
sein oder ein Praktikum absolvieren.

JUGEND STÄRKEN - 
die Programme

Zu ‚JUGEND STÄRKEN‘ gehören vier Program-
me.
•	 ‚Schulverweigerung – Die 2. Chance‘ richtet 

sich an Jugendliche ab 12 Jahre, die ihren 
Hauptschulabschluss durch aktive oder pas-
sive Schulverweigerung gefährden.

•	 Die ‚Kompetenzagenturen‘ unterstützen be-
nachteiligte Jugendliche, die von bestehen-
den Angeboten nicht mehr erreicht werden, 
beim Übergang von der Schule in den Beruf.

•	 Die ‚Jugendmigrationsdienste‘ bieten Unter-
stützung für 12- bis 27-jährige Menschen 
mit Migrationshintergrund. Sie stärken 
Kompetenzen und sollen die soziale und 
berufliche Integration ermöglichen.

Aus diesen drei Programmen werden auch im 
Land Brandenburg Standorte gefördert.
•	 Das Modellprogramm ‚Aktiv in der Region‘ 

erprobt ein durchgängiges Fördersystem 
für benachteiligte junge Menschen am 
Übergang von der Schule in Ausbildung und 
Beschäftigung. ‚Aktiv in der Region‘ hat 
keinen Standort im Land Brandenburg. (jac)

 Infos
•	 JUGEND STÄRKEN im Internet: www.jugend-

staerken.de/programme-jugend-staerken.html
•	 Wirtschaftsjunioren Deutschland, Projektreferent 

‚Jugend stärken‘, Martin Hyun, Tel.: (0 30) 
	 2 03 08-15 24, E-Mail: martin.hyun@wjd.de,
	 Internet: www.wjd.de/Jugend_staerken.WJD 

Das Unternehmen findet es 
gut, dass ich mich engagiere.
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Die Grundlage der Zusammenarbeit in 
der beruflichen Bildung bildet der 2002 
in Kopenhagen von den europäischen 

Bildungsministern, der EU-Kommission und 
den europäischen Partnern angestoßene Pro-
zess. Dieser soll die Qualität, Attraktivität und 
Wirksamkeit der beruflichen Bildung durch 
eine stärkere europäische Zusammenarbeit 
verbessern. Grundlage der Zusammenarbeit ist 
die sogenannte ‚Offene Methode der Koordi-

nierung‘ (OMK). Im Abstand von zwei Jahren 
wurden auf Folgekonferenzen die Prioritäten 
für die jeweils kommenden Jahre festgelegt.

Zuletzt wurden dem Kopenhagener Pro-
zess im Dezember 2010 auf einer Konferenz 
in Brügge neue Impulse verliehen: In dem Ab-
schlusskommuniqué wurden die gemeinsamen 
Ziele in der Berufsbildung für die kommenden 
Jahre festgelegt. Insbesondere mit Blick auf 
die EU-Wachstumsstrategie 2020 standen die 

Senkung der Schulabbrecherquote und die 
Erhöhung des Anteils der Hochschulabsolven-
ten im Mittelpunkt. Berufliche Bildung soll 
demzufolge attraktiver, laufbahnbezogener, 
leichter zugänglich und flexibler werden und 
zu mehr Gerechtigkeit beim lebenslangen 
Lernen beitragen. Von dieser ‚globalen Vision‘ 
ausgehend, beinhaltet das Kommuniqué einen 
Aktionsplan für die künftige europäische 
Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung im 

 Fachkräfte · Qualifizierung

Berufliche Bildung – Strategien und Ziele  
in der europäischen Zusammenarbeit 
Die Unterschiede hinsichtlich Qualifikation und Bildung zwischen den EU-
Mitgliedstaaten sind noch sehr hoch. Zu deren Beseitigung steht nicht mehr 
unendlich viel Zeit zur Verfügung. Aktuelle Herausforderungen drängen.

K o p e n h a g e n-P r o z e s s

Brügge 2010Kopenhagen 2002 Helsinki 2006

Maastricht 2004 Bourdeaux 2008

Der neue Formschnitt für berufliche Bildung:
Vom strategischen Rahmen zum Aktionsplan für eine 
koordinierte Zusammenarbeit in Europa  
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Zeitraum 2011 bis 2020. Eingebettet ist dieser 
Aktionsplan in den ‚Strategischen Rahmen für 
die europäische Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der allgemeinen und beruflichen Bildung‘ 
(ET 2020), der 2009 vom Rat der Europäischen 
Union verabschiedet wurde.

Strategischer Rahmen –  
Allgemeine und berufliche Bildung 

Erklärtes Hauptziel ist es, die Mitgliedstaaten 
bei ihren nationalen Bemühungen um die Wei-
terentwicklung ihrer Systeme der allgemeinen 
und beruflichen Bildung zu unterstützen: Zum 
einen sollen die Bürger der Mitgliedstaaten 
so bei der Realisierung ihrer persönlichen, 
sozialen und beruflichen Entwicklungspoten-
ziale unterstützt werden, zum anderen geht 
es darum, den wirtschaftlichen Wohlstand 
und die Beschäftigungsfähigkeit in Europa zu 
sichern.

Das Konzept des lebenslangen Lernens 
bildet das Grundprinzip des Rahmens, für den 
vier gemeinsame strategische Ziele festgelegt 
wurden: 
•	 die Verwirklichung von lebenslangem Ler-

nen und Mobilität; 
•	 die Verbesserung der Qualität und Effizienz 

der allgemeinen und beruflichen Bildung; 
•	 die Förderung der Gerechtigkeit, des 

sozialen Zusammenhalts und des aktiven 
Bürgersinns und 

•	 die Förderung von Innovation und Krea-
tivität (einschließlich unternehmerischen 
Denkens) auf allen Ebenen der allgemeinen 
und beruflichen Bildung.

Das Kommuniqué von Brügge 

Während sich ET 2020 als strategischer Rah-
men nun über die berufliche Aus- und Weiter-
bildung hinaus auch auf die Vorschule, Schule 
und Hochschule sowie Erwachsenenbildung 
erstreckt, konzentriert sich das ‚Bruges-Com-
muniqué‘ speziell auf die berufliche Erstaus-
bildung und Weiterbildung. 

Als Herausforderungen der beruflichen 
Bildung werden die Erholung von der Wirt-
schafts- und Finanzkrise, die hohe Jugendar-
beitslosigkeit sowie die hohe Zahl an gering 
qualifizierten Arbeitskräften und Schulab-
brechern angeführt. Darüber hinaus wird 
der Übergang zur ‚grünen Wirtschaft‘ als ein 
Zukunftstrend identifiziert. Das hieße für die 
berufliche Bildung, entsprechende Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu vermitteln, wie z. B. zur 
Energieeffizienz und Abfallverringerung. Als 

weitere Herausforderungen werden der durch 
den demografischen Wandel gesteigerte 
Bedarf an Angeboten für das lebenslange 
Lernen sowie der Abbau noch bestehender 
Mobilitätshemmnisse für Lernende angeführt. 
Vor dem Hintergrund dieser gesellschaftlichen 
Anforderungen einigten sich in Brügge die 
Ministerinnen und Minister der EU-Mitglied-
staaten auf eine Reihe von strategischen und 
kurzfristigen Zielen, die bis 2020 bzw. 2014 
erreicht werden sollen. 

Qualität, Effizienz und  
Attraktivität erhöhen

Um die Attraktivität der beruflichen Erstaus-
bildung zu erhöhen, müssten unter anderem 
die Berufsberatung verbessert und Lernan-
gebote in Unternehmen gefördert werden. 
Darüber hinaus müssten Schlüsselkompeten-
zen, wie z. B. Informations- und Kommunika-
tionstechnologien und Fremdsprachen, in den 
Lehrplänen für die berufliche Erstausbildung 
wie auch der beruflichen Weiterbildung künf-
tig noch stärker berücksichtigt werden. 

Des Weiteren sollen bis Ende 2015 
nationale Qualitätssicherungsrahmen für 
alle Berufsbildungseinrichtungen eingeführt 
werden. Diese sollen mit dem Europäischen 
Bezugsrahmen für die Qualitätssicherung in 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung  
(EQAVET) übereinstimmen und auch für 
berufsbegleitende Praktika gelten. Schließlich 
sollen die Erstausbildungs- und Weiterbil-
dungsangebote für Lehrerinnen und Lehrer 
und andere ausbildende Fachkräfte verbessert 
werden.

Lebenslanges Lernen und  
Mobilität als Realität 

Bis zum Jahr 2020 soll laut Kommuniqué ein 
Anteil von 15 Prozent der Erwachsenen an 
Maßnahmen der allgemeinen und berufli-
chen Bildung teilnehmen. Als kurzfristiges 
Ziel für den Zeitraum 2011 bis 2014 ist unter 
anderem vorgesehen, dass die Mitgliedsländer 
der Europäischen Union den Ausbau flexibler 
Ausbildungsmöglichkeiten, wie zum Beispiel 
E-Learning oder Ausbildungsmaßnahmen, 
während der Arbeitszeit weiter unterstützen. 

Die Mobilität zu Lernzwecken gilt als 
Schlüsselelement für lebenslanges Lernen. 
Deshalb sollten zudem Fremdsprachen 
und interkulturelle Kompetenzen stärker in 
den Lehrplänen für die berufliche Bildung 
verankert werden. Um die Transparenz und 

wechselseitige Anerkennung von Qualifikatio-
nen und Kompetenzen zu vereinfachen, stellt 
die intensive Nutzung von Instrumenten wie 
dem Europäischen Qualifikationsrahmen (EQR) 
oder dem Europass durch die Mitgliedsländer 
ein weiteres Ziel dar. 

Kreativität, Innovation und  
Unternehmergeist fördern

Durch den Aufbau von ‚Wissenspartnerschaf-
ten‘ auf nationaler Ebene mit innovativen 
Unternehmen, Hochschulen, Designzentren 
und anderen Einrichtungen sollen Berufsbil-
dungseinrichtungen Informationen über neue 
Entwicklungen und Kompetenzanforderungen 
gewinnen. Durch eine engere Zusammenarbeit 
mit Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern und 
nationalen Wirtschaftsförderungsstellen sol-
len Kreativität und unternehmerisches Denken 
verstärkt Einzug in die berufliche Bildung 
halten. Die Förderung von Unternehmensneu-
gründungen und die Erhöhung der Lernmobili-
tät von Jungunternehmern werden als weitere 
Maßnahmen genannt.

Gerechtigkeit, sozialer Zusammen-
halt und aktiver Bürgersinn 

Unter die strategischen Ziele Gerechtigkeit, 
sozialer Zusammenhalt und aktiver Bürgersinn 
fallen Aktivitäten, die die Bildungsgerechtig-
keit erhöhen, wie z. B. die Schulabbrecher-
quote zu senken und die soziale Ausgrenzung 
von Risikogruppen, wie Geringqualifizierte 
oder Lernende mit Migrationshintergrund, zu 
verhindern. Dafür sollen niedrigschwellige Be-
ratungsdienste und flexible Bildungsangebote 
eingerichtet werden, die den Besonderheiten 
dieser Zielgruppen noch individueller gerecht 
werden. 

Darüber hinaus sollen die Übergangsmög-
lichkeiten von der beruflichen Erstausbildung 
zur Hochschulbildung verbessert werden. 
Dafür sind die Lernangebote der beruflichen 
Erstausbildung über die Vermittlung von spe-
zifischen Kenntnissen hinaus stärker als bisher 
auf den Erwerb von Schlüsselkompetenzen 
auszurichten. 

Michael Steinbach, 
BBJ Consult AG

 Infos
Informationen zur beruflichen Aus- und Weiter-
bildung auf den Internetseiten der Europäischen 
Kommission – Allgemeine & berufliche Bildung – 
unter http://tinyurl.com/c9t2zwx
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Das transnationale Projekt ‚Handwerk 
öffnet Türen – Lernen in Europa‘ der 
Handwerkskammer Potsdam wird 

aus Mitteln der Richtlinie ‚Transnationaler 
Wissens- und Erfahrungsaustausch‘ geför-
dert, die aus dem ESF und mit Landesmitteln 
finanziert wird. Ziel ist, nicht nur eine Quali-
tätserhöhung im dualen System zu erreichen, 
sondern auch gut qualifizierte Fachkräfte für 
die Handwerksunternehmen zur Verfügung 
zu stellen. In einem Gespräch im Zentrum für 
Gewerbeförderung der Handwerkskammer 
in Götz äußerten sich Projektleiter Manfred 
Scholz und Abteilungsleiter Dieter Arlt über 
Erfahrungen bei der Projektumsetzung. 

Die HWK führt seit vielen Jahren europäi-
sche Projekte durch. Warum dieses?  

Manfred Scholz: Handwerk braucht eine 
solide Grundausbildung und es lebt von der 
Erfahrung. Je mehr Möglichkeiten es gibt, sie 
zu gewinnen, desto besser. Früher ging es im 
Handwerk auf die Walz, heute gehen wir zu 
unseren Partnern nach Italien, Frankreich und 
Spanien.

Dieter Arlt: Der Gedanke der Wanderschaft 
bekommt eine neue Bedeutung. Handwerk 
agiert meist regional, ist jedoch zunehmend 
mit europäischen Prozessen verbunden. Den-
ken wir nur an die Arbeitnehmerfreizügigkeit 

und die Anerkennung beruflicher Qualifikati-
onen. Wenn auch bisher der Zustrom auf dem 
Brandenburger Arbeitsmarkt überschaubar ist, 
wird sich das doch ändern. Mit welcher Quali-
fikation des Bewerbers kann ich rechnen, das 
will der Unternehmer schnell wissen und von 
jedem Bewerber, egal woher er kommt.  

Manfred Scholz: Was die Unternehmer hier 
und jetzt drückt, ist die zurückgehende Zahl 
der Ausbildungsbewerber. Hier ist ein Erdrutsch 
passiert. 1997 hatten wir im Kammerbezirk 
noch 11.200 Auszubildende, 2011 sind es 
nur noch knapp 3.700. Heute sucht sich der 
Jugendliche das Ausbildungsunternehmen 
aus. Dabei bewertet er Arbeitsbedingungen, 
Bezahlung, Sozialleistungen und Zukunftsper-
spektiven. Mit dieser demografisch bedingten 
Umkehrung der Situation können noch nicht 
alle Handwerksunternehmen umgehen. Sie 
müssen lernen, ihr Unternehmen für die 
Jugendlichen attraktiv zu machen. Schaffen 
sie den  Wandel nicht, hat das Folgen für den 
wirtschaftlichen Betrieb bis hin zur Sicherung 
der Unternehmensnachfolge.      

Dieter Arlt: Hier knüpfen wir an. Wir wissen 
um das große Interesse von Jugendlichen an  
Ausbildungszeiten in anderen Ländern. Wir 
organisieren seit Jahren erfolgreich solche 
Austausche, jedoch könnten noch mehr Ju-
gendliche daran teilhaben, zumal das Berufs-
bildungsgesetz internationale Ausbildungszei-
ten unterstützt. Ein Hindernis für wachsende 
Beteiligung ist fehlendes Interesse bei Unter-
nehmen. Bei manchen spielen auch Vorurteile 
eine Rolle, à la was kann man da schon lernen. 
Und der nächste sagt, bei mir ging es ja auch 
ohne. Dem wollen wir nicht tatenlos zusehen. 
Die vorhandenen Strukturen für den Lehrlings-
austausch werden nun auch für die Unterneh-
mer genutzt. Am schwersten fällt ihnen meist 
der erste Schritt. Deshalb lernen die Unterneh-
mer erst einmal vergleichbare Handwerksbe-
triebe kennen. Mit welchen Problemen müssen 
sie sich auseinandersetzen? Wie gewinnen 
sie ihren Nachwuchs und was bewährt sich in 
der Ausbildung? Gibt es Gemeinsamkeiten, die 
den Lehrlingsaustausch sinnvoll machen? Der 

 Fachkräfte · Qualifizierung

Verbundausbildung über Grenzen –  
Wir brauchen auch die Unternehmer
Durch eine bessere Nutzung der europäischen Verbundausbildung soll eine 
Qualitätserhöhung im dualen System der Berufsausbildung erreicht werden.

Stolz auf das gemeinsame Werk 
(Caen, Frankreich)

Meister lernen von Meistern (Caen, Frankreich)
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Wissens- und Erfahrungsaustausch schärft 
den Blick für das eigene Tun und liefert Ideen 
für die Zukunft.   

Wie gestaltet sich der Projektverlauf?
Manfred Scholz: Das Angebot wird gut an-

genommen. Der eine Unternehmer kommt mit, 
weil er über den Wandel seines Auszubildenden 
erstaunt ist. War dieser vor dem Austausch 
eher wenig engagiert und langsam, kam er 
nach drei Wochen motivierter und selbstbe-
wusster zurück. Was hat diese Veränderung in 
so kurzer Zeit verursacht? Andere Unternehmer 
interessiert, wie der Alltagsbetrieb in einer 
Bäckerei in Italien, einer Autoreparaturwerk-
statt in Frankreich oder bei einem Friseur in 
Spanien organisiert ist. Uns obliegt es, über 
das Kennenlernen hinaus, den transnationalen 
Erfahrungsaustausch zu organisieren und 
inhaltlich zu strukturieren. Zentrale Themen 
sind die duale Ausbildung, gemeinsame Ausbil-
dungsinhalte, Maßnahmen der Unternehmen 
zur Fachkräftesicherung.   

Ist der Zeitpunkt für transnationale Erfah-
rungsaustausche günstig?

Dieter Arlt: Zugespitzt kann man sagen, 
es gibt in Europa nichts Nationaleres, als die 
Bildungssysteme. Und doch wird z. B. mit der 
gemeinsamen Arbeit am Qualifikationsrahmen 
ein Schritt aufeinander zu gemacht. Wie bei 
der Entwicklung des gemeinsamen europäi-
schen Marktes, der Arbeitnehmerfreizügigkeit, 
haben wir es mit langfristigen Prozessen zu 
tun. Die stete Zusammenarbeit kann aber 
bereits jetzt unseren Blick für die Stärken und 
Schwächen der anderen Systeme im Umgang 

mit Veränderungen erweitern. Fachkräfte wer-
den nicht nur bei uns zum kostbaren Gut, der 
demografische Wandel findet in ganz Europa 
statt. Für uns als ausbildende Einrichtung wird 
dabei immer deutlicher, dass bei den Unterneh-
men der Schlüssel zum Erfolg liegt. Sie müssen 
die Besonderheiten handwerklicher Unterneh-
men neu definieren und in einem attraktiven 
Gesamtpaket präsentieren.    

Manfred Scholz: Zu unseren Partnern 
gehört eine Bäckerei in Norditalien. Auszubil-
dende kommen hoch motiviert zurück, obwohl 
man auch dort sehr früh aufstehen muss und 
die Arbeit schwer ist. Positiv nehmen sie den 
eher familiären Umgang im Unternehmen 
wahr. Der Meister sorgt sich um seine Ange-
stellten. In diesem Fall kocht er sogar und alle 
essen gemeinsam. Aber das ist es nicht allein. 
In Italien ist der Jugendliche nicht ‚nur’ der 
Lehrling, sondern von Anbeginn Mitarbeiter 
und wird als solcher geschätzt und entlohnt. 
Das stärkt seine Position und sein Selbstbe-

wusstsein. Davon können wir lernen. Dass ein 
gutes soziales Klima allein nicht reicht, zeigen 
die Veränderungen der Nachfolgekultur in 
Italien. Der Generationswechsel vollzieht sich 
anders als vor Jahren. Strukturen verändern 
sich, die Wirtschaftskrise trifft alle, wenn auch 
unterschiedlich.   

Welche Erkenntnisse nehmen Sie für die 
Arbeit bei der HWK mit? 

Dieter Arlt: Wir müssen uns um die fachli-
che und die persönliche Reife der Auszubilden-
den kümmern. Das ist eine gemeinsame Aufga-
be von Jugendlichen, Unternehmen, Schule und 
Eltern, der wir uns mit unseren Möglichkeiten 
stellen. Wir versuchen außerdem, die Ausbil-
dung durch die transnationale Verbundausbil-
dung zu bereichern. In kleinteiliger Arbeit stim-
men wir mit den Partnern einzelne Module ab. 
Alltagsorientiert geschieht das in Bereichen, 
die nicht so sprachintensiv sind. Ein Beispiel ist 
die Fehlersuche in Kraftfahrzeugen. Das Modul 
kann in der französischen und in der deutschen 
Autowerkstatt absolviert werden. 

In dem transnationalen Projekt haben wir 
unterschiedliche Unternehmen erreicht, vom 
Baugewerbe über den Kerzenzieher bis zum 
Lebensmittelvermarktungsbereich. Sie sind in 
vielen Gremien vertreten und berichten über 
ihre Erfahrungen. Die meisten sind nach ihren 
‚Praktika‘ im Ausland bereit, nicht nur Lehrlinge 
auszutauschen, sondern selbst Unternehmer 
aus anderen Ländern zum Austausch bei sich 
aufzunehmen. Damit ist aus unserer Sicht eine 
gute Basis für die nachhaltige Wirkung des 
Projektes gegeben. 

Silvia Schallau, BBJ Consult AG  

 Infos
Das Projekt wird aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.

Friseurmeisterinnen fachsimpeln über ihr 
Handwerk (Vicenza, Italien).

Kfz-Ausbilder verstehen sich auch oft ohne Dolmetscher (Caen, Frankreich).
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Den Weg, den der ESF aus europäischer 
Sicht voraussichtlich gehen wird, zeichnete 
Marzenna Guz-Vetter von der Vertretung der 
Europäischen Kommission in Deutschland auf. 
In ihrem Vortrag betonte sie, dass die EU mit 
ihrer Kohäsionspolitik ab 2014 die Effizienz 
der Förderung stärken will. 25 Prozent der Ko-
häsionsausgaben sind für den ESF vorgesehen. 

ESF (Europäischer Sozialfonds), EFRE (Eu-
ropäischer Fonds für regionale Entwicklung), 
ELER (Europäische Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums), EGFL 
(Europäischer Garantiefonds für die Landwirt-
schaft) und EMFF (Europäischer Meeres- und 
Fischereifonds) werden unter dem Gemein-
samen Strategischen Rahmen (GSR) zusam-
mengefasst. Grundsätzlich sieht Marzenna 
Guz-Vetter für Brandenburg in der nächsten 
ESF-Förderung die Herausforderung darin, 
„perspektivisch zu denken und sich an dem 
demografischen Wandel zu orientieren“.

Bevor sich der Blick in die Zukunft richtet, 
ist es ratsam, sich auch mit der Gegenwart 
zu beschäftigen. Dies übernahm Gerald 
Wagner vom Institut für Strukturpolitik und 
Wirtschaftsförderung in Halle. Er referierte 
die Ergebnisse aus der Zwischenbilanz zur 
Umsetzung des Operationellen Programms des 
Landes Brandenburg für den ESF. Er verwies 
auf einen gut fortgeschrittenen Umsetzungs-
stand und die ebenfalls gute Ausschöpfung 
der EU-Mittel. 

Spezifisch für Brandenburg sei die 
Einbindung anderer Fachministerien bei der 
ESF-Förderung. Obwohl dies zu einer breiten 
Ausdifferenzierung der Förderlandschaft 
geführt habe, seien die strategischen Ziele des 
Operationellen Programms (OP) berücksichtigt. 

Brandenburger ESF ab 2014

Bereits in seinem Eröffnungsreferat gab 
Staatssekretär Prof. Dr. Wolfgang Schroeder 
die Richtung vor, die der ESF in Brandenburg 
ab 2014 nehmen will. Er beschrieb die arbeits-
politischen Handlungsfelder für Brandenburg 
im Kontext der Strategie Europa 2020. Auf-
grund der EU-Vorgaben, wonach die Operatio-

nellen Programme 70 Prozent ihrer Mittel auf 
4 von 18 Förderbereichen konzentrieren sollen, 
nannte Prof. Dr. Schroeder folgende Heraus-
forderungen für Brandenburg: 
•	Aktive Eingliederung – soziale Eingliede-

rung und Bekämpfung der Armut 
Hiermit soll vor allem die Re-Integration 
von dem Arbeitsmarkt besonders fernste-
henden Arbeitslosen verbessert werden.

•	Vermeidung von Schulabbrüchen 
Das erhält Investitionspriorität, da auch 
präventives Handeln gefragt ist.

•	Lebenslanges Lernen 
Das behält weiterhin hohe Priorität, weil es 
für die Wettbewerbsfähigkeit und Fachkräf-
tesicherung an Bedeutung gewinnt.

•	Unterstützung der Selbstständigkeit 
Damit weiterhin eine solide Unterstützung 
für die Gründer gewährleistet wird, soll die 
Brandenburger Erfolgsgeschichte der Grün-
dungsförderung, Wege aus der Arbeitslosig-
keit aufzuzeigen und weitere Arbeitsplätze 
zu schaffen, fortgeschrieben werden. 

•	Unterstützung bei der Anpassung der 
Menschen an den Wandel 
Hiermit sollen Menschen unterstützt wer-
den, die aufgrund der schnellen Prozesse im 
Wirtschaftsleben ohne ihre Einwirkung in 
eine existenzbedrohte Lage geraten sind. 

Auftakt des Dialoges

Die Jahrestagung bildete den Auftakt des 
Dialogs zwischen dem Arbeitsministerium 
und den strategischen Partnern. Er dient der 
Planung des künftigen ESF-Einsatzes für 

Brandenburg (s. Infokasten). Sabine Hübner, 
Abteilungsleiterin im Arbeitsministerium, lud 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein, sich 
wie auch in den früheren Förderperioden an 
thematischen Workshops zu beteiligen. Die 
Workshops sollen im Frühherbst beginnen, um 
die Ideen und Anregungen der Akteure und 
Partner zu berücksichtigen. Ziel ist es, den 
Entwurf zum OP Ende des Jahres fertigzu-
stellen. 				    (em)

 Infos
•	 Die Beiträge der Jahrestagung demnächst auf der 

LASA-Website unter http://tinyurl.com/7nyt53z
•	 Zur ESF-Jahrestagung werden wir auch in der 

nächsten Ausgabe ausführlich berichten. 
•	 Siehe auch BRANDaktuell Nr. 6/2011.

Die Tagung wurde aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.

 ESF · Europa 2020  

ESF-Jahrestagung: Ziele für die neue Förderperiode
Die Richtung, die die Brandenburger Arbeitspolitik mit dem ESF ab 2014 
einschlägt, stand im Mittelpunkt der Tagung 2012. Diese fand am 4. Juni in 
Brandenburg a. d. H. statt und wurde von knapp 300 Teilnehmern besucht.

Dialogrunden

In den Dialogrunden wurden die fünf 
Umsetzungsprinzipien diskutiert: 

•	 Einbeziehung der Sozialpartner,
•	 Förderung der Gleichstellung von 

Frauen und Männern,
•	 Förderung der Chancengleichheit und  

Nichtdiskriminierung,
•	 Soziale Innovationen,
•	 Transnationalität.

Auf dem Podium wurden die Ergebnisse der 
Dialogrunden vorgestellt und diskutiert.
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Mit ‚Erasmus für alle‘ hatte die Kommission im 
November vergangenen Jahres ihre Vorschläge 
für die Bildungsförderung im Zeitraum 2014 
bis 2020 vorgestellt. 

‚Erasmus für alle‘ – was ist neu?

Der Programmvorschlag, der zurzeit vom Rat 
und vom Europäischen Parlament diskutiert 
wird, betont die Bedeutung der allgemeinen 
und beruflichen Bildung für Beschäftigung 
und Wachstum und ist an den Kernzielen der 
europäischen Wachstumsstrategie ‚Europa 
2020‘ ausgerichtet. Nach ‚Europa 2020‘ soll 
der Anteil der 30- bis 34-Jährigen mit abge-
schlossener Hochschulbildung auf 40 Prozent 
gesteigert werden und die Beschäftigungs-
quote der 20- bis 64-Jährigen das Niveau von 
75 Prozent erreichen. 

Angestrebt wird insbesondere, die länder-
übergreifende Mobilität von Lernenden zu 
intensivieren: So sind rund zwei Drittel des 
geplanten Gesamtbudgets von 19. Mrd. Euro 
für Stipendien vorgesehen, die bis zu fünf 
Millionen Menschen Bildungsaufenthalte im 
Ausland ermöglichen sollen – darunter fast 
drei Millionen Lernende in der Hochschul- und 
Berufsbildung. 

Neu ist zudem, dass ‚Erasmus für alle‘ als 
Gesamtprogramm angelegt ist und ab 2014 
alle derzeit laufenden Programme der Europä-
ischen Union für die allgemeine und berufliche 
Bildung, die Jugend und den Sport ersetzen 
soll. Konkret handelt es sich um das Pro-
gramm für lebenslanges Lernen mit Erasmus, 
Comenius, Leonardo da Vinci und Grundtvig, 
die internationalen Kooperationsprogram-
me aus dem Bildungsbereich, wie Erasmus 
Mundus, Tempus, Edulink, Alfa, die bilateralen 
Kooperationsabkommen mit Industriestaaten 
und um das EU-Jugendprogramm ‚Jugend 
in Aktion‘. Von der gestrafften Programm-
architektur verspricht sich die Europäische 
Kommission vor allem eine erhöhte Kosten-
effizienz. Aber auch die Vereinfachung von 
Antragsverfahren und mehr Kohärenz durch 
die Vermeidung programmatischer Zersplitte-
rung ist Ziel der geplanten Änderungen.

Reaktion der Jugendverbände

Während die von der Kommission ebenfalls 
geplante Aufstockung der finanziellen Mittel 
für Bildung, Jugend und Sport um rund 70 
Prozent von den Jugendverbänden begrüßt 
wurde, stößt insbesondere die anvisierte 
Einstellung von ‚Jugend in Aktion‘ als eigen-
ständigem EU-Jugendprogramm auf große 
Ablehnung. 

So kritisiert etwa der Deutsche Bundes-
jugendring (DBJR), dass das neue Programm 
den Förderschwerpunkt einseitig auf die 
Beschäftigungsfähigkeit von Jugendlichen 
lege, wohingegen Aspekte nicht formalen 
Lernens und Ansätze zur aktiven Bürgerschaft 
und politischen Partizipation kaum noch 
berücksichtigt werden. Darüber hinaus sei 
‚Erasmus für alle‘ primär auf die Mobilität von 
Hochschulstudierenden gerichtet, während 
‚Jugend in Aktion‘ alle jungen Menschen 
ungeachtet ihres bildungsbezogenen, sozialen 
oder kulturellen Hintergrunds anspreche. 
Auch die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und 
Jugendhilfe (AGJ) bemängelt die Priorisierung 
der Hochschulbildung im neuen Programm 

und befürchtet eine künftige Beschränkung 
der Jugendförderung „... auf unmittelbare 
wirtschaftliche Verwertbarkeit ...“ (Quelle: 
Stellungnahme der AG Kinder- und Jugendhil-
fe vom 23. Februar 2012), womit die Gefahr 
besteht, dass insbesondere benachteiligte 
Jugendliche ausgeschlossen wären. 

Position von Bund und Ländern

Die Kritikpunkte finden sich in ähnlicher Form 
auch in der Stellungnahme des Bundesrates 
wieder. So wird unter anderem betont, dass 
die mitgliedstaatlichen Bemühungen für den 
Bildungsfähigen sich nicht darauf beschrän-
ken sollten, „... die Beschäftigungsfähigkeit 
zu verbessern, sondern das umfassendere Ziel 
haben müssen, Werte zu vermitteln und die 
gesamte Persönlichkeit zur Entfaltung zu brin-
gen ...“. (Quelle: Bundesrat Drucksache 767/11 
vom 10. Februar 2012). In dem Beschluss vom 
10. Februar 2012 lehnt die Länderkammer den 
‚integrierten Ansatz‘ der Kommission ab und 
fordert eine eigene Säule für die Jugend im 
künftigen Förderprogramm. Auch das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend hatte sich aufgrund der positiven 
Ergebnisse einer Zwischenevaluierung von 
‚Jugend in Aktion‘ bereits im März 2011 gegen 
die Zusammenlegung der Jugendförderung mit 
anderen Bereichen und für die Fortführung 
eines eigenständigen EU-Jugendprogrammes 
ausgesprochen.

Wie geht es weiter?

Zurzeit wird der Vorschlag vom Rat und vom 
EU-Parlament erörtert. Vom zuständigen 
Ausschuss im Europäischen Parlament wurde 
bereits deutliche Kritik an den Kommissi-
onsplänen geübt und ein Bericht für Juli 
angekündigt. Im Oktober könnte es bereits zur 
Abstimmung über den Vorschlag kommen.

 Michael Steinbach, BBJ Consult AG

 Infos
Informationen der EU-Kommission zu ‚Erasmus für 
alle‘ im Internet unter http://tinyurl.com/6u6tcwj

 Jugend · Ausbildung

Die Zukunft der europäischen Jugendpolitik
Das geplante EU-Förderprogramm ‚Erasmus für alle‘ ist in die Kritik geraten. 
Vor allem die beabsichtigte Einstellung des EU-Jugendprogramms ‚Jugend in 
Aktion‘ stößt auf den Protest von Akteuren der Jugendarbeit.

‚Erasmus für alle‘ – Verspricht der Titel mehr 
als dieser halten kann?
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Das Land Brandenburg ist von den extremen 
Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise 
nicht betroffen. Im Gegenteil, die Wirtschaft 
wächst und der Arbeitsmarkt entwickelt 
sich positiv. Die Meldungen über extreme 
Jugendarbeitslosigkeit in einigen europäischen 
Ländern machen betroffen, auch wenn in 
Brandenburg die Situation besser ist. 

Brandenburg steht vor der Herausforde-
rung, die jungen Leute für zukunftsorientierte 
Jobs auszubilden, die sie in Brandenburger 
Unternehmen ausüben. Die aktuellen Meldun-
gen zu den Problemen in der Solarbranche 
erinnern jedoch nachdrücklich daran, dass un-
erwünschte Veränderungen schnell eintreten 
können und erhebliche Auswirkungen haben. 

Arbeitsplatzintensiv

Im Juni werden sich die europäischen Staats- 
und Regierungschefs auf dem EU-Gipfel 
mit einem Beschäftigungspaket befassen, 
dessen Name Programm ist: ‚Einen arbeits-
platzintensiven Aufschwung gestalten‘. 
Damit wird der Versuch unternommen, auf 
die Herausforderungen zum einen aus den 
zunehmend unterschiedlichen Entwicklun-
gen in den Mitgliedstaaten und Regionen zu 
reagieren. Zum anderen sind alle Länder mit 
langfristigen strukturellen Veränderungen der 
Wirtschaftstätigkeit konfrontiert, die Auswir-
kungen auf die Arbeitsmärkte haben, wie:
•	 der Übergang zu einer grünen CO2-armen 

und ressourceneffizienten Wirtschaft, 

•	 	die Bevölkerungsalterung gekoppelt mit 
komplexen Bevölkerungsströmen und

•	 	rasanten technologischen Veränderungen 
in Kombination mit dem wirtschaftlichen 
Aufstieg großer Schwellenländer. 

Stärker als bisher müssen die ökonomischen 
Prozesse als beschäftigungsrelevant gedacht 
und gestaltet werden, auch das meint Europa 
2020. Dabei kommt der Beschäftigungspo-
litik eine aktive Rolle zu. Sie kann günstige 
Rahmenbedingungen für neue Arbeitsplätze 
schaffen, positive Übergänge erleichtern, 
das Arbeitskräfteangebot erhöhen und das 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage sowohl 
geografisch als auch bei den Qualifikationen 
mit den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes in 
Einklang bringen. 

Vorschläge für die Reform

In dem Beschäftigungspaket unterbreitet die 
Kommission den Mitgliedstaaten konkrete 
Vorschläge für die Reform ihrer Arbeitsmarkt-
politik. Dabei geht es um Folgendes: 
•	 	Stärkung des Angebots von und der 

Nachfrage nach Arbeitskräften u. a. durch 
steuerliche Entlastung des Faktors Arbeit, 
Einstellungszuschüsse für Neueinstellungen, 
Überführung nicht angemeldeter Arbeit in 
reguläre Beschäftigung und Förderung von 
Unternehmensgründungen.

•	 	Erschließung ‚ungenutzter Arbeitsplatz-
potenziale‘: So könnten in den nächsten 
Jahren mehr als 20 Millionen Arbeitsplät-

ze in den Sektoren ‚grüne Wirtschaft‘, 
Gesundheitsbranche sowie Informations- 
und Kommunikationstechnologien (IKT) 
geschaffen werden.

•	 	Schaffung eines ‚echten EU-Arbeitsmark-
tes‘: Arbeitssuchende sollen ihre Arbeitslo-
senleistungen (für bis zu 6 Monate) auch in 
anderen Ländern weiter erhalten können.

•	 	Modernisierung der Entgeltfestsetzungs-
systeme: Es wird auf die Möglichkeit der 
‚gezielten Erhöhungen von Löhnen und 
Gehältern, die deutlich hinter der Produkti-
vitätsentwicklung zurückgeblieben sind und 
die die Gesamtnachfrage stützen würden‘ 
hingewiesen. Außerdem bestehe die Mög-
lichkeit von Lohn- und Gehaltsergänzungs-
leistungen im Niedriglohnsektor, um zur 
Aufnahme von Arbeit zu motivieren.

•	 	Mindestlöhne zur Vermeidung des Phä-
nomens ‚Armut trotz Arbeit‘: Dies sei ein 
wichtiger Faktor, um menschenwürdige 
Beschäftigungsqualität zu gewährleisten 
und Niedrigentgeltfallen zu vermeiden.

•	 	Interne Flexibilität: Arbeitszeitkonten/Zeit-
guthaben, Kurzarbeit und Öffnungsklauseln 
in Kollektivverträgen trugen dazu bei, Ar-
beitsplätze zu retten und die Wettbewerbs-
fähigkeit von Unternehmen zu erhalten.

•	 	Abbau von Arbeitsmarktsegmentierung: 
Reformen des Kündigungsschutzes, um 
die exzessive Nutzung atypischer Arbeits-
verträge und den Missbrauch in Form von 
Scheinselbstständigkeit zu stoppen.

•	 	Mobilisierung der EU-Strukturfonds, insbe-
sondere auch des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) zur Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Brandenburg ist auf dem Weg 

Risikobewusstes Gestalten von Übergängen 
gehört bereits zum konzeptionellen Ansatz der 
Brandenburger Arbeitspolitik. Die Diskus-
sion über die thematischen Prioritäten des 
Einsatzes von ESF und anderen Fonds beginnt 
gerade.  

Silvia Schallau, BBJ Consult AG 
 Infos

Die Mitteilung finden Sie auf den Internetseiten der 
EU-Kommission unter http://tinyurl.com/cy3km4s

 Arbeitslose · Unternehmen

Das EU-Beschäftigungspaket für mehr Jobs 
Die EU fordert von ihren Mitgliedstaaten, Reformen des Arbeitsmarktes und 
finanzielle Förderung zu verbinden.

Auf die Zutaten kommt es an, wenn am Ende das abgestimmte Gesamtwerk ‚arbeitsplatzintensiver 
Aufschwung‘ auf EU-Ebene funktionieren soll.
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Das Projekt hatte das Ziel, in einem transnationalen Vergleich 
Instrumente des Beschäftigungstransfers zu identifizieren und 
unter Berücksichtigung der deutschen Rahmenbedingungen 
(§ 216 SGB III) für Brandenburg aufzubereiten. Denn auch in 
Zukunft wird es leider notwendig sein, arbeitsmarktpolitische 
Krisensituationen zu überbrücken. So ist es erforderlich, auch 
über Transfergesellschaften zu verfügen, die im Sinne der 
Beschäftigten und der Wirtschaft agieren können. 

Transnationale Partner waren: 
•	 Arbeitsmarktservice Oberösterreich (AMS);
•	 Voest-Alpine-Stahlstiftung (Linz, Österreich); 
•	 I.S.F.I.Ma ISTITUTO PER LO SVILUPPO, LA FORMATZIONE, 

L̀ INNOVAZIONE, E IL MANAGEMENT (Potenza, Italien);
•	 FORIM – Formazione e Promozione per le Imprese Azienda 

Speciale, Camera di Commercio Industria Artigianato e 
Agricoltura di Potenza CCIAA (Potenza, Italien).

Inputs aus Österreich gab es beispielsweise zur stärkeren 
Orientierung auf neue, andere Berufsfelder bei den Beschäf-
tigten. In Italien gibt es zwar keinen direkten Beschäftigten-
transfer, allerdings werden über staatliche Hilfen spezifische 
Übergangsregelungen angewandt. Außerdem versuchen dort 
größere Arbeitgeberverbände, aktiv Lösungen zu finden. 

Ein sehr interessanter Effekt zur nachhaltigen Wirkung des 
Projektes hat sich in Zusammenarbeit mit der Voest-Alpine-
Stahlstiftung ergeben. Es gibt nach Einreichung einer konzern-
internen Projektskizze unseres Partners Voest-Alpine-Stahl-
stiftung positive Signale, dass der Stahlkonzern Voest-Alpine 
für seine Belegschaften in Deutschland (auch Brandenburg) die 
Möglichkeit eines umlagebasierten Modells einer regionalen 
Transferstiftung unter Berücksichtigung geltender deutscher 
Rahmenbedingungen prüft. Als Ergebnis des Projektes ist der 
Empfehlungskatalog ‚TRANSFER-IMPULSE‘ erstellt worden.  

Der Projektträger WEQUA GmbH und die PersonalTrans-
fer GmbH werden auch zukünftig zusammenarbeiten, wie 
zurzeit bei der Umsetzung einer Transfergesellschaft für die 
‚REWE Group‘. 

Tino Winkelmann, WEQUA

Im Internet unter http://tinyurl.com/bom9od3
Das Projekt wird aus Mitteln des ESF und des Landes gefördert.

Ziel des Projektes 

Input der transnationalen 
Partner

Beispiele für  
Transferergebnisse

Infos

 Transfergesellschaften 

Beschäftigtentransfers im europäischen Vergleich

In der Reihe ‚Transnationale Projekte‘ stellen wir das Projekt 
‚Identifizierung von Erfolgsfaktoren des Beschäftigten-
transfers im europäischen Vergleich‘ vor. Es wurde von der 
WEQUA – Wirtschaftsentwicklungs- und Qualifizierungs-
gesellschaft mbH und PersonalTransfer GmbH durchgeführt. 
Die Laufzeit ging von September 2010 bis März 2012.

ttTransnationale
Projekte

Empfang der deutschen Delegation 
bei FORIM (Potenza, Italien)

Das Voest-Alpine-Werk in Linz

Josef Putz, Arbeitsmarktservice Oberösterreich, 
und Sandra Donke, Voest-Alpine-Stahlstiftung, 
bei der Besichtigung der F60 in Lichterfeld
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Von September 2010 bis März 2012 

tauschten sich Brandenburgerinnen 
und Brandenburger bei Studienreisen 

nach England, Frankreich, Portugal und Spani-
en sowie bei Veranstaltungen mit Fachleuten 
und Praktikern aus mehr als zehn verschiede-
nen Ländern der Europäischen Union (EU) aus. 
Das Ziel: Erfahrungen, Visionen und Konzept-
ideen zu teilen und für die regionale Entwick-
lung einzusetzen. 

Projektpartner der ersten Phase waren 
der Social Innovation Park in Bilbao, Professor 
José Henriques von der Universität Lissabon 
sowie Ashoka Deutschland. (Ashoka ist eine 
internationale Non-Profit-Organisation, die 
seit 1980 in fast 70 Ländern in der ganzen 
Welt Social Entrepreneurs – Frauen und Män-
ner – fördert, die als Unternehmerinnen bzw. 
Unternehmer mit innovativen, nachahmbaren 
Konzepten gesellschaftliche Probleme lösen; 
Anm. d. Red.) 

England – Lokale Wertschöpfung

Trotz der langen Tradition in Deutschland 
spielt das Sozialunternehmertum in England 
eine größere Rolle als hier. Dies spiegelt sich 
auch in der Bandbreite von Unterstützungs-
formen für Sozialunternehmen wider. 

Ein Beispiel für das soziale Unternehmer-
tum ist die Plunkett Foundation. Bereits 1919 
gegründet, unterstützt die Stiftung Koope-
rativen und Sozialunternehmen in ländlichen 
Gemeinden. Entscheidend ist die Stärkung der 
lokalen Gemeinschaft. Deshalb spielen neben 
Dorfläden, Erzeugerverbünden oder selbst 
organisiertem Nahverkehr die örtlichen Pubs 
eine wichtige Rolle. 

Frankreich – Regionalwährung

Fachleute aus mehr als 20 Ländern trafen 
sich im Februar 2011 zur internationalen 

Konferenz über komplementäre Währungen 
(z. B. Regionalgeld) in Lyon. Mit dabei Uwe 
Kellermann von der ‚Havelblüte‘, ein Regio-
nalgeldsystem auf der Basis eines Netzwerkes 
regionaler Unternehmen, Vereine und Privat-
personen aus Potsdam und seinem Umland, 
und Hans-Jürgen Fischbeck aus Joachimsthal, 
der sich seit Jahren für eine Regionalwäh-
rung in Nordost-Brandenburg engagiert. Die 
Ergebnisse wurden innerhalb eines Fachge-
sprächs in Oranienburg diskutiert: Statt stark 
engagierte Einzelakteure bedarf es einer eng 
vernetzen Gemeinschaft, um Regionalwährun-
gen nachhaltig zu etablieren.

Portugal – Jugendengagement

„Über 30 Prozent der Jugendlichen in 
Deutschland würden sich gerne engagieren, 
finden aber nicht den Zugang. Das möchten 
wir ändern“, so Mareike Emde, Projektleiterin 

 Sozialunternehmertum

Europaweiter Transfer sozialer Innovationen
Das ESF-Projekt ‚entersocial Good Practice Transfer‘ von iq consult ergrün-
det europaweit Vielfalt und Möglichkeiten sozialer Innovationen speziell in 
ländlichen Räumen. Über den Transfer der Erfahrungen wird hier berichtet.

Engagieren sich Jugendliche in Potsdam genauso gerne wie 
diese hier in Lissabon? Warum nicht auch in Brandenburg 
Kneipen fördern, um die lokale Gemeinschaft zu stärken, so 
wie in England? Mit dem Transfer sozialer Innovationen wer-
den Antworten erarbeitet.
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der Youth Changemaker City Potsdam. 2010 
von der Ashoka Jugendinitiative gestartet und 
unterstützt vom Stadtjugendring Potsdam, 
fördert das Projekt Jugendliche mit eigenen 
Ideen. In Portugal trafen Projektleiter und Ju-
gendliche unter anderem Armandio Rodrigues, 
der die Ashoka Jugendinitiative in Portugal 
aufbaut und 20 junge Engagierte aus ganz 
Portugal zum gemeinsamen Workshop ein-
geladen hatte. Im Anschluss wurde bei einem 
Fachgespräch in Potsdam über die Chan-
cen eines fruchtbaren Zusammenspiels von 
Jugendsektor und der öffentlichen Verwaltung 
diskutiert. Im Ergebnis wurden der persönliche 
Kontakt und gegenseitiges Verständnis als 
besonders wichtig hervorgehoben.

Spanien – Raumpioniere 

Raumpioniere begreifen wirtschaftliche wie 
soziale Umbrüche als Chance. José Perez, 
genannt Pericles, reagierte 1987 auf die 
Schließung der Eisen- und Stahlindustrie in 
Asturien und gründete Valnalón. „Alle haben 
auf ein großes Unternehmen gewartet, das der 
Region wieder Arbeitsplätze schenkt“, erinnert 
sich Marta Pérez beim Besuch der Branden-
burgerinnen und Brandenburger im Februar 
2012. Statt einem Arbeitgeber kamen Selbst-
ständige, Kleinunternehmen und zunehmend 
Sozialunternehmen. Valnalón unterstützt sie 
mit Beratung, Büros und Vernetzung, geför-
dert von der regionalen Regierung. Gerhard 
Lichtner vom Gut Stolzenhagen erkennt Par-
allelen: „Auch bei uns in Nordbrandenburg ist 
die Struktur des wesentlichen und identitäts-
stiftenden Arbeitgebers, der LPG – Landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaft, vor 
20 Jahren fast komplett zusammengebrochen. 
Und die Folgen sind sehr ähnlich.“ 

Kooperation mit der Hochschule 
Eberswalde

Zwei Veranstaltungen wurden in Koopera-
tion mit der Hochschule für Nachhaltige 
Entwicklung in Eberswalde organisiert. Beim 
Fachgespräch ‚Regenerative Landwirtschaft‘ 
erläuterten Pioniere der Permakultur ihren 
Ansatz, das Zusammenleben von Menschen, 
Tieren und Pflanzen langfristig zu ermöglichen 
und zugleich auf die Bedürfnisse und Ressour-
cen aller Rücksicht zu nehmen.

Am 7. November 2011 tauschten sich 
mehr als 70 Interessierte in zwei Arbeitsgrup-
pen mit erfolgreichen Sozialunternehmerinnen 
bzw. Sozialunternehmern aus. Darunter waren 

neben Pericles auch Heinz Frey von der Nah-
versorgungsinitiative DORV e. V., die aktuell 
in Seddin aktiv wird, sowie Christian Hiß, 
Gründer der Regionalwert AG. Sein mehrfach 
ausgezeichnetes Konzept ermöglicht Akteuren 
in ländlichen Räumen die Investition in lokale 
und sozialökologisch nachhaltige Nahrungs-
mittelproduktion. (BRANDaktuell berichtete 
über das Projekt von Christian Hiß in der Nr. 
5/2009 und Nr. 2/2011; Anm. d. Red.)

Alle Initiativen, Projektträger, Unterstützer 
und Förderer eint die Frage nach der Wirkung 
ihres Engagements. Eine Möglichkeit, die ver-
schiedenen Interessen und den gesellschaftli-
chen Mehrwert in einer Kennzahl aufzuberei-
ten, bietet das Verfahren SROI – Social Return 

on Investment (siehe auch BRANDaktuell Nr. 
3/2009, S. 20, Anm. d. Red.). Zum Abschluss 
des Projekts bekamen Brandenburgerinnen 
und Brandenburger die Gelegenheit, das in 
Deutschland noch recht neue Verfahren von 
internationalen Fachleuten kennenzulernen.

Was bleibt und was kommt?

Christian Hiß konnte mit seinem Konzept eine 
Gruppe der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer begeistern, die bereits die ersten Züge 
eines ‚Regio-Wert Berlin-Brandenburg e.  V.‘ 
entwarfen. „Der Grundgedanke, mit einer AG- 
oder Genossenschaftsform Eigenkapital für 
nachhaltige wirtschaftliche Aktivitäten auf 
dem Land zu schaffen, trifft genau die struk-
turellen Probleme, die wir in der Region auch 

haben“, so Thorsten Wübber, Sprecher der 
Initiative. In Nordost-Brandenburg begeht die 
Regionalwährungsinitiative einen Neustart. 
Und die Permakulturbewegung konnte durch 
den Erfahrungsaustausch wertvolle Impulse 
mitnehmen und wird den transnationalen Di-
alog fortsetzen. Diese Initiativen erhalten von 
iq consult begleitende Beratung im ebenfalls 
vom Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen 
und Familie aus dem ESF geförderten Projekt 
‚entersocial – Engagement für die Region‘.

Ab März 2012 geht ‚entersocial Good 
Practice Transfer‘ in die zweite Runde: In 
vier transnationalen Arbeitsgruppen arbeiten 
Brandenburger sowie Partner aus ande-
ren europäischen Regionen zusammen, um 

Strategien und Kooperationsprojekte in den 
Themenfeldern regionale Wirtschaft, dörfliche 
Entwicklung und nachhaltige Landwirtschaft 
zu entwickeln. Wir halten Sie dazu in einer der 
nächsten Ausgaben auf dem Laufenden. 

Elena Knaack, iq consult 
 Infos

iq consult entwickelte im Projekt Fallstudien über 
beispielhafte Modelle zur Unterstützung von Sozi-
alunternehmen sowie Porträts erfolgreicher Social 
Entrepreneure aus Europa. Die Ergebnisse finden Sie 
im Internet unter www.iq-consult.com/de/projekte/
entersocial 

Das Projekt wird aus Mitteln des ESF 
und des Landes gefördert.

Sinnbild für Umbrüche – das Guggenheim 
Museum im dekonstruktivistischen Baustil in 
Bilbao, 1997 fertiggestellt.
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 Arbeitnehmer · Mitbestimmung

 „Das Wichtigste war die Wahl“
Interview mit Andree Siewert. Er ist Betriebsratsvorsitzender im Möbelhaus 
‚Trendmöbel‘ in Hennigsdorf. BRANDaktuell befragte ihn nach seinen Aufga-
ben und den Möglichkeiten zur Mitbestimmung in dem Unternehmen. 
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Andree Siewert freut sich über die Erfolge, die er 
als Betriebsratsvorsitzender bereits erreicht hat.

Herr Siewert, die Gewerkschaft ver.di hat Ihr 
Betriebsratsteam als Good-Practice-Beispiel 
vorgeschlagen. Wissen Sie weshalb?

Es ist eher unüblich, dass in Unternehmen 
mit etwa 40 Mitarbeitern ein Betriebsrat 
gegründet wird. Insofern hat ver.di uns wohl 
als Beispiel genannt. Wir waren stolz, dass sich 
so viele Kolleginnen und Kollegen an der Wahl 
beteiligt haben. Denn die Wahl war der erste 
wichtige Schritt, um bei uns eine Mitarbeiter-
vertretung einzuführen.  

Seit November 2011 gibt es den Betriebsrat 
beim Trend-Möbel-Markt. Was waren Ihre 
bisherigen Aufgaben?

Dass bei uns ein Betriebsrat gewählt 
wurde, lag an den unterschiedlichen Auffas-
sungen zur betrieblichen Arbeitszeitregelung. 
Hier haben wir eng mit ver.di zusammengear-
beitet, um eine neue Regelung für den Betrieb 
zu erstellen. Diese Betriebsvereinbarung ist  
wahrscheinlich im Mai unterschriftsreif. 

Und was stehen danach für Aufgaben an?
Ein Eigentumswechsel steht im Raum, da 

der Eigentümer eventuell altersbedingt aufhö-
ren möchte. Bei diesem Wechsel möchten wir 
als Betriebsrat unsere Rechte als Arbeitnehmer 
wahrnehmen. Dazu gehört auch, dass die 
bisher erreichten Vereinbarungen vom neuen 
Betriebsinhaber übernommen werden.  

Worin sehen Sie langfristig noch Hand-
lungsbedarf in Ihrem Unternehmen?

Ein Problem ist, dass wir sehr unterschied-
liche Lohnniveaus bei uns haben. Das ist alles 
nicht sehr transparent. Eventuell können wir 
über ver.di mehr erreichen, denn wenn 30 Pro-
zent der Belegschaft Gewerkschaftsmitglieder 
sind, kann über einen Haustarif verhandelt 
werden. Im Moment sieht es gar nicht so 
schlecht aus. 

Insgesamt wünsche ich mir, ähnlich wie bei 
FAIRTRADE, ein Label für ‚Fairen Umgang mit 
den Mitarbeitern‘. Dann kann der Kunde gleich 
am Eingang sehen, dass in diesem Unterneh-
men die Belegschaft fair behandelt wird.  (em)

Reihe ‚Gute Arbeit‘

Mitarbeitervertretung
In dieser Ausgabe stellen wir in der Reihe 
‚Gute Arbeit‘ den Aspekt Mitarbeiterver-
tretung bzw. betriebliche Mitbestimmung 
vor. Nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG) hat der Arbeitnehmer Anspruch 
auf Mitbestimmung am Arbeitsplatz. Mit-
bestimmung auf der Betriebsebene ist auch 
im Betriebsverfassungsgesetz geregelt. Auf 
Betriebsebene vertritt der Betriebsrat die 
wirtschaftlichen, sozialen und gesundheit-
lichen Interessen der Arbeitnehmer. 

Mitbestimmung bei ‚Trend-Möbel-Markt‘ 
‚Trend-Möbel-Markt‘ ist ein Möbeldiscoun-
ter mit Vollsortiment. Das Hennigsdorfer 
Unternehmen besteht seit 1991 und hat 
über 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Im November 2011 wurde in dem Unterneh-
men erstmals ein Betriebsrat gewählt. Er 
besteht aus drei Mitarbeitern. Anlass für die 
Wahl waren unterschiedliche Auffassungen 
von Arbeitnehmern und dem Arbeitgeber 
zu im Betrieb praktizierten Arbeitszeitre-
gelungen. 

Minister Baaske bei seinem Eröffnungsvortrag

Betriebsrätekonferenz
Die Forderung ‚Gute Arbeit bei gutem Lohn‘ 
gilt auch für die Solar- und Windindustrie. 
Wer international mithalten will, muss im 
Ringen um Fachkräfte und die besten Köpfe 
ganz vorne bleiben. Doch noch allzu häufig 
sind die Arbeitsbedingungen in der Branche 
problematisch. Deshalb hatten das Branden-
burger Arbeitsministerium und die IG-Metall 

Betriebsräte aus Unternehmen der Branche 
Ende April in Frankfurt (Oder) zu einer ge-
meinsamen Betriebsrätekonferenz eingeladen. 
Betriebsräte sind wichtig für Betriebe, war die 
Botschaft der Konferenz ‚Saubere Energie und 
Gute Arbeit‘. „Wir müssen den Betrieben die 
Ängste nehmen und den Beschäftigten Mut 
machen“, forderte Arbeitsminister Baaske. 
Denn, Betriebsräte sind wichtig für gute Ar-
beitsbedingungen und als Ansprechpartner für 
Unternehmen in schwierigen Zeiten. 

First Solar: Schließung

Mit Blick auf die Werksschließung von First 
Solar in Frankfurt (Oder), bei der 1.200 Be-
schäftigte ihre Arbeit verlieren, sagte Minister 
Baaske, dies sei nicht durch zu hohe Löhne 
hervorgerufen worden. Laut Olivier Höbel von 
der Industriegewerkschaft Metall machen 
die Löhne in der Solarindustrie nur etwa acht 
Prozent der Produktionskosten aus. Er sprach 
sich für „besser statt billiger aus“ aus. Dazu 
gehörten Mitbestimmung, Tarifverträge, 
qualifizierte Arbeit. 			  (jac)
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Minister Günter Baaske:
„Beschäftigten Mut machen.“
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 Weiterbildung · INNOPUNKT 

Neue Wege und Chancen
Das Projekt ‚Neue Wege, neue Chancen zum lebenslangen Lernen‘ an der Tech-
nischen Hochschule Wildau eröffnet neue Zugänge zum Studium. Das Projekt 
wird im Rahmen der INNOPUNKT-Initiative ‚Durchlässigkeit‘ umgesetzt. 

Durchlässigkeit

Rahmenbedingungen
Damit das Bildungssystem künftig besser 
auf Fachkräfteengpässe reagieren kann, 
soll mehr Durchlässigkeit in der Bildung 
ermöglicht werden, wie das ‚Studieren 
ohne Abitur‘. Diese Forderung ist von der 
Kultusministerkonferenz im März 2009 
grundsätzlich beschlossen worden, aller-
dings wird dieses Potenzial bei Weitem 
nicht ausgeschöpft. 

INNOPUNKT-Initiative
Die Initiative ,Mehr Durchlässigkeit in der 
Berufsbildung‘ des MASF soll helfen, die 
Barrieren zwischen dem Hochschulsys-
tem und der beruflichen Bildung weiter 
abzubauen und innovative Lösungen im 
Land zu initiieren. Die Initiative ist am 
01.03.2012 in die Transferphase über-
gegangen, die die erreichten Ergebnisse 
verbreiten und verstetigen soll. 

Die Bandbreite der entwickelten 
Produkte reicht von einer Studienabbre-
cherberatung (Fachhochschule Branden-
burg) über Brückenangebote (Branden-
burgisches Institut für Existenzgründung 
und Mittelstandsförderung e. V.), die 
Entwicklung eines berufsbegleitenden 
Studiengangs (Hochschule für nachhaltige 
Entwicklung Eberswalde), einem Leitfaden 
für Personalverantwortliche in Unterneh-
men (DGB Bezirk Berlin-Brandenburg und 
Vereinigung der Unternehmensverbände 
in Berlin und Brandenburg e. V.) bis hin 
zur Nutzung pauschalierter Anrechnungs-
verfahren für Meister zur Verkürzung der 
Studienzeiten an kooperierenden Hoch-
schulen (Ausbildungsverbund Teltow e. V.). 
Letztgenannte Anrechnung beruflicher 
Erfahrungen stellt einen Schwerpunkt der 
Initiative dar – so auch in dem Projekt der 
Technischen Hochschule Wildau.

 Infos
•	 �Zur INNOPUNKT-Initiative im Internet unter 

http://tinyurl.com/ccyuast
•	 Zur Wanderausstellung der Initiative  
	 auf Seite 31 in dieser Ausgabe.
•	 �Zum Projekt der TH Wildau im Internet  

unter http://tinyurl.com/bpfwspe
Die Initiative und die Projekte werden 
aus Mitteln des ESF und des Landes 
gefördert.

Im Fokus des Projektes stehen Berufstätige 
mit und ohne Abitur, die durch anschlussfä-
hige und berufsbegleitende Bildungsangebote 
als neue Zielgruppe für die Hochschulbildung 
gewonnen werden sollen. Unternehmen und 
ihre Beschäftigten können für ihre vielschich-
tigen Weiterbildungsbedarfe diese neuen 
Angebote nutzen. Ebenso profitieren die 
Hochschulen von der Berufserfahrung, die die 
Studierenden in die Lehre einbringen. 

Eine der Hauptaufgaben des Projektes 
ist die Entwicklung von Anrechnungsverfah-
ren, mit denen systematisch und verlässlich 
geprüft werden kann, ob Qualifikationen aus 
der beruflichen Bildung auf ein Bachelorstu-
dium angerechnet werden können. Durch die 
Anrechnung erhalten beruflich Qualifizierte 
Creditpoints für bestimmte Studienmodule, 
ohne dass sie eine Prüfung ablegen oder 
Zusatzleistungen erbringen müssen. Vorerfah-
rung wird somit belohnt und erleichtert das 
Studium.

Entwickelt wurden diese Verfahren 
anhand einer Pilotstudie. In dieser wurden für 
die Berufsgruppen Industriemeister, Metall 
und Elektro mögliche Anrechnungen für die 
berufsbegleitenden Studiengänge Wirt-

schaftsingenieurwesen und Betriebswirtschaft 
erfolgreich erprobt. Nach der Umsetzung wird 
das Verfahren über die Rahmenprüfungsord-
nung und im Qualitätsmanagement (TQM) der 
Hochschule verankert. 

Flexible Studienangebote

Ein weiteres zentrales Ergebnis aus der Projekt-
umsetzung ist eine flexiblere Gestaltung von 
Studienangeboten. So besteht die Möglichkeit, 
die berufsbegleitenden Module ‚Datenbanken‘ 
und ‚Marketing‘ zu absolvieren, die passgenau 
auf den Studiengang Betriebswirtschaft ange-
rechnet werden können. Die dabei entwickel-
ten Qualitätskriterien werden auch künftig 
als Grundlage für die Neu- und Weiterent-
wicklung von Studienangeboten dienen. Die 
entstandene Vorlage für Modulhandbücher 
wird als Standard im Qualitätsmanagement 
der Technischen Hochschule Wildau aufge-
nommen und stellt so über die Projektlaufzeit 
hinaus die Weichen für mehr ‚Durchlässigkeit‘. 

Dr. Maika Büschenfeldt/Ines Woblick  
(TH Wildau) und Katrin Rothländer (LASA)

Berufsbegleitend Studierende werden über 
Möglichkeiten der Anrechnung informiert.
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Herr Frenzel, das Projekt ‚Freiheit in 
Grenzen‘ wird im Rahmen des Programms 
‚Qualifizierung im Justizvollzug‘ durch das 
Land Brandenburg mit ESF- und Landesmit-
teln gefördert. Woher wussten Sie von den 
Fördermitteln und wie sie beantragt werden?

Im Jahr 2009 hat es für das Projekt ein 
Interessenbekundungsverfahren mit klaren 
inhaltlichen Vorgaben der Justiz gegeben. Für 
die JVA Wriezen bewarben wir uns als Berufs-
bildungsverein Eberswalde e. V. und wurden 
ausgewählt. Alle Maßnahmen werden aus 
ESF-Mitteln und Haushaltsmitteln der Justiz 
finanziert. ‚Freiheit in Grenzen‘ ist das erste 
Bildungsprojekt im offenen Jugendvollzug des 
Landes Brandenburg. Modellcharakter haben 
der Einsatz von Tieren zur Rehabilitation und 
das Übergangsmanagement. Die Jugendli-
chen werden so auf ihr Leben nach der Haft 
vorbereitet.

Wofür setzen Sie die Mittel genau ein?
Das Wohngruppenprojekt des offenen 

Vollzuges richtet sich an zwölf Gefange-
ne. Einige von ihnen arbeiten in Praktika in 
Betrieben, führen ihre in der JVA begonnene 

Ausbildung entweder in der Anstalt selbst, in 
Betrieben oder bei Bildungsträgern fort oder 
sorgen für Ordnung und Sauberkeit auf dem 
Gelände des offenen Vollzuges. Andere nutzen 
Lernangebote zum Beispiel zur Vertiefung von 
EDV-, Deutsch- und Mathematikkenntnissen 
oder für die Anfertigung von Bewerbungsun-
terlagen. Und: Sie lernen beim Umgang mit 

Tieren, wie Kaninchen oder Fischen, Verant-
wortung zu übernehmen. Die Sozialpädagogen 
des Projektes unterstützen die Gefangenen 
bei Vorstellungsgesprächen, helfen bei der 
Wohnungssuche und vermitteln Partner, zum 
Beispiel zur Schulden- und Drogenberatung. 

Konkret werden aus dem ESF diese Maßnah-
men, zwei Sozialpädagogen und Sport- und 
Kulturveranstaltungen des Projektes finanziert.

Nehmen wir an, Sie hätten die ESF-Förder-
mittel nicht in Anspruch genommen. Was 
würde in Brandenburg heute fehlen?

Viele jugendliche Straftäter müssten auf 
eine zweite Chance, auf ein sozial stabiles 
Leben verzichten. Die Angst vor der sozialen 
Ungewissheit würde bei ihnen zu neuen Prob-
lemen im Verhalten führen und den Abstieg in 
die Kriminalität befördern. Gerade die Wochen 
vor der Entlassung und die ersten Tage in Frei-
heit sind dabei entscheidend.

Stichwort Öffentlichkeitsarbeit: Welche Er-
fahrungen haben Sie gemacht? Was hat sich 
bewährt? Was können Sie anderen raten?

Wir haben von Beginn an die örtliche 
Presse über das Anliegen dieses Projektes in-
formiert – auch um Ängste in der Bevölkerung 
abzubauen. Die Jugendlichen helfen Außen-
anlagen aufzuräumen, haben in der Kirche 
Sanierungsarbeiten unterstützt und gestalte-
ten bei der ‚96-Stunden-Aktion‘ des Rundfunks 
Berlin-Brandenburg (rbb) in Bad Freienwalde 
eine Judohalle neu. Unsere Erfahrungen sind 
sehr gut, denn das Projekt wird von den meis-
ten Wriezenern akzeptiert.

Sie haben vor rund zwei Jahren die Mittel 
beantragt. Wie lautet Ihre Bilanz? 

Die ist positiv: Alle bisher 40 im Projekt 
betreuten Teilnehmer wurden in allen Punkten 
des Übergangsmanagements ausreichend 
versorgt – vom beruflichen Übergang über 
Wohnraumsuche bis zur Regelung von Schul-
denproblemen – und hatten nach der Haft ent-
sprechende Ansprechpartner zur Verfügung.

Agentur BELLOT

 Infos
Berufsbildungsverein Eberswalde e. V., Eberhard 
Frenzel, Schulzendorfer Straße 1, 16269 Wriezen; 
Tel.: (03 34 56 ) 15 41 65

Das Projekt wird aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.

 Justizvollzugsanstalten · Benachteiligte

5 Fragen – 5 Antworten: Freiheit in Grenzen
In der Artikelserie ‚5 Fragen – 5 Antworten‘ kommen Träger zu Wort, die 
den Europäischen Sozialfonds (ESF) nutzen. Dieses Mal wurde Eberhard 
Frenzel, Sozialpädagoge in der Justizvollzugsanstalt (JVA) Wriezen, befragt. 

Auch mit der Sorge um Tiere lernen die Jugend-
lichen, was Verantwortung zu tragen, bedeutet. 

Eberhard Frenzel, Sozialpädagoge in der Jus-
tizvollzugsanstalt Wriezen, zieht eine positive 
Bilanz des Modellprojekts ‚Freiheit in Grenzen‘.
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Menschen mit Behinderungen steht es frei, 
ihren Arbeitgeber über ihr Handicap zu infor-
mieren. Das erschwert die Kontaktaufnahme 
und damit die Wahl und die Arbeit einer Ver-
tretung. Aber wo ein Wille ist, schafft es auch 
eine Schwerbehindertenvertretung (SBV), ihre 
Arbeit aufzunehmen. 

Wahlvoraussetzungen

In allen Betrieben oder Dienststellen, in 
denen wenigstens fünf schwerbehinderte 
und gleichgestellte Menschen beschäftigt 
sind, kann eine Schwerbehindertenvertretung 
und mindestens eine Stellvertretung gewählt 
werden. Wahlberechtigt sind nur die schwer-
behinderten und gleichgestellten Menschen. 
Als SBV können dagegen auch nicht behin-
derte Menschen, außer leitende Angestellte, 
gewählt werden. 

Rechte des Amtes einer SBV

Das Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist Grundlage 
für die Rechte und Pflichten der SBV. Es regelt 
die persönliche Stellung im Betrieb, Initiativ-
rechte, Anhörungsrechte, Beteiligungsrechte, 
Kontroll- und Überwachungsrechte. 

Über welche Rechte die SBV verfügt, soll 
diese Auswahl zeigen:
•	 von der Arbeitgeberseite sofort und um-

fassend zu allen Angelegenheiten, die diese 
Gruppe betreffen, unterrichtet zu werden;

•	 zu den Vermittlungsvorschlägen der Agen-
tur für Arbeit informiert zu werden;

•	 soweit die Behinderung bekannt ist, an den 
Vorstellungsgesprächen teilzunehmen und

•	 die Bewerbungsunterlagen einzusehen; 
•	 beim Kündigungsschutz mitzuwirken;
•	 beratend an den Sitzungen des Betriebsra-

tes bzw. Personalrates teilzunehmen;
•	 Entscheidungen des Arbeitgebers oder Be-

triebsrates bzw. des Personalrates, die diese 
Gruppe betreffen, nötigenfalls zu stoppen; 

•	 die gesetzliche Pflicht des Arbeitgebers zum 
Gesundheitsschutz zu überwachen.

Schwerbehindertenvertreter sollen ihr Amt 
neutral, frei von Weisungen und unabhängig 

 Unternehmen · Behinderte 

Mehr als nur eine Vertrauensperson schlechthin 
Der Begriff Inklusion steht für das pädagogische Prinzip der Wertschätzung 
der Vielfalt. Auch im Arbeitsalltag ...? Nicht immer und überall. Deshalb ist 
eine kompetente Schwerbehindertenvertretung heute mehr denn je gefragt.

ausüben können. Im Einzelnen regelt das der 
§  96 im SGB IX. Hervorzuheben ist, dass die 
SBV den gleichen Kündigungsschutz wie Be-
triebs- bzw. Personalratsmitglieder (§ 96 Abs. 
3 SGB IX i. V. m. § 15 KSchG) haben, jedoch 
nicht bei befristeten Arbeitsverhältnissen. 

Aufgaben der SBV

Die wichtigste Aufgabe ist es, die Beset-
zung freier Arbeitsplätze und Lehrstellen für 
schwerbehinderte Menschen zu fördern und 
dabei sowohl den Arbeitgeber als auch den 
Arbeitnehmer zu unterstützen. Notwendige 
finanzielle Unterstützung bei der Anpassung 
eines Arbeitsplatzes geben das Integrations-
amt oder die Agentur für Arbeit. Die SBV hat 
den Arbeitgeber zu kontrollieren, ob dieser 
seinen diesbezüglichen Meldepflichten gegen-
über der Agentur für Arbeit nachkommt. 

Ein wichtiges Instrument ist die Inte-
grationsvereinbarung zwischen SBV und 
Arbeitgeber nach § 83 SGB IX. Diese sollte alle 
Regelungen zur Eingliederung schwerbehin-
derter Menschen und zum Gesundheitsschutz 
aller Mitarbeiter enthalten, insbesondere für 
die Personalplanung, die Arbeitsplatzgestal-
tung, die Gestaltung des Arbeitsumfelds und 
der Arbeitsorganisation. Aus demografischen 
Gründen und im Sinn alter(n)sgerechter 
Beschäftigung, ist der Gesundheitsschutz im 
Unternehmen für die Belegschaft insgesamt 
zu planen. Das ‚Betriebliche Eingliederungs-

management (BEM)‘ z. B. liegt ebenfalls in der 
Verantwortung des SBV (§ 84 Abs. 2 SGB IX). 
Ein Arbeitgeber ist verpflichtet, ein BEM für 
jene durchzuführen, die innerhalb eines Jahres 
länger als sechs Wochen zusammenhängend 
oder insgesamt krank waren und über eine 
ärztliche Empfehlung verfügen. Für Betroffene 
ist es mit einer SBV leichter, ihren Anspruch 
darauf durchzusetzen. Das Integrationsamt 
unterstützt Arbeitgeber und SBV bei der Kon-
zipierung. Die Bedeutung des BEM drückt sich 
auch darin aus, dass bei einer krankheitsbe-
dingten Kündigung das BEM des Arbeitgebers 
vor Gericht geprüft wird (s. Urteil zum BEM 
unter Infos).

Die SBV spielt also nicht nur als Vertrau-
ensperson für Menschen mit Behinderungen 
eine Rolle im Unternehmen. Sondern: Ausge-
stattet mit Rechten und Freiräumen kann sie 
gestaltend etwas bewegen, und zwar für die 
Arbeitgeberseite wie auch für alle Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen.        		     (kr)

 Infos
•	 Überblick zu Rechten und Pflichten der SBV:  

www.schwbv.de
•	 Das Urteil zum BEM wurde auf den Internetseiten 

des Justizministeriums Nordrhein-Westfalen 
veröffentlicht unter http://tinyurl.com/cd4tm7f 

Die UN-Konvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen ist in Deutschland seit 
2009 geltendes Recht. Sie schreibt die Selbst-
vertretung Behinderter im Arbeitsleben fest.
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 Langzeitarbeitslose · Brandenburg 

Neue Förderrichtlinie zur Integrationsbegleitung 
Mit der neuen Förderrichtlinie des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Frauen und Familie Brandenburg 

soll die Integrationsbegleitung von Langzeit-
arbeitslosen gefördert werden. Die Richtlinie 
wird voraussichtlich am 1. Juli 2012 in Kraft 
treten und gilt bis 31. März 2015. 

Das Land Brandenburg will damit die 
Integration Langzeitarbeitsloser in sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
zielgerichteter und individueller gestalten. 
Außerdem sollen Nachbetreuungsangebote 
die Integration stabilisieren. Der Abbau der 
Langzeitarbeitslosigkeit im Land Brandenburg 
ist das Ziel dieser neuen Förderrichtlinie. 

Die Integrationsbegleitung soll in der 
Regel maximal sechs Monate vor und sechs 
Monate nach einer Integration erfolgen. Die 
Begleitung soll die Maßnahmen der Jobcenter 
und Agenturen für Arbeit ergänzen. 

Bei der inhaltlichen Ausgestaltung werden 
sich die Begleiterinnen und Begleiter eng mit 

diesen Institutionen abstimmen. Antragsbe-
rechtigt sind Landkreise, kreisfreie Städte und 
juristische Personen und rechtsfähige Perso-
nengesellschaften (zum Beispiel Arbeitsför-
dergesellschaften, Bildungsträger, Verbände 
und Vereine). 

Die Begünstigten müssen das 25. Lebens-
jahr vollendet haben und werden durch ihr 
Jobcenter oder die zuständigen Agenturen für 
Arbeit ausgewählt. Die Anträge sind mindes-
tens acht Wochen vor Maßnahmebeginn zu 
stellen. 

Geplant ist, dass die Begleitungen am 1. 
Oktober 2012 und am 1. April 2013 beginnen. 
Die Details zum Antragsverfahren finden Sie 
auf den Internetseiten der LASA Brandenburg 
GmbH. 	    			      (kr)

 Infos
Internet: www.lasa-brandenburg.de

Die Richtlinie wird aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.

 Ausbildung · EU

‚Kleine Projekte‘
Erfahrung sammeln mit dem EU-
Bildungsprogramm ‚LEONARDO 
DA VINCI‘! Diese Intention steht 

hinter der neuen Fördervariante ‚Kleine Pro-
jekte‘ innerhalb dieses EU-Förderprogramms. 
‚Kleine Projekte‘ sind Mobilitätsprojekte aus-
schließlich für neue Antragsteller mit maximal 
drei Teilnehmenden. Die Antragstellung ist nur 
einmalig möglich. Es gibt keine Antragsfrist. 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer

•	 	Auszubildende, Berufsfachschüler, Personen 
in der Berufsausbildungsvorbereitung;  
die Förderdauer beträgt 1 bis 39 Wochen. 

•	 	Ausbilder, Lehrkräfte, Berufsberater;  
die Förderdauer beträgt hier ein bis sechs 
Wochen.			       (kr)

 Infos
Die Nationale Agentur Bildung für Europa beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat ein Ser-
vicepaket zur Antragstellung zur Verfügung gestellt. 
Internet: http://tinyurl.com/77dn75s 

Mit der Integrationsbegleitung zu mehr 
Nachhaltigkeit

 Existenzgründer · Bund

Existenzgründungen aus der Wissenschaft 
Am 15. März 2012 wurde das 
Gründungsprogramm EXIST 
aktualisiert. Förderanträge für 

Förderphase I können jetzt bis 31. Januar 
2015 gestellt werden. Mit dem Gründungspro-
gramm EXIST will die Bundesregierung neue 
Technologien aus der Forschung schneller 
und risikoärmer durch Existenzgründung 
in die Praxis überführen. Gefördert wird in 
zwei Phasen, der Vorgründungsphase und der 

Gründungsphase. Die Zuwendung wird als 
Anteilsfinanzierung gewährt durch nicht rück-
zahlbare Zuschüsse für jede Förderphase.   (kr)

 Infos
Dr. Thomas Freudenberg, Forschungszentrum Jülich 
GmbH, Tel.: (0 30) 2 01 99-5 92, E-Mail: ptj-exist-
forschungstransfer@fz-juelich.de

Das Programm wird aus Mitteln des 
ESF und des Bundes gefördert.

Forschung für die Zukunft – für die Menschheit und für die persönliche
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Förderratgeber

Programm KULTUR 2007-2013 
‚Kulturen verbinden in Europa‘

Projektbeispiele aus dem EU-Förder-
programm KULTUR (2007-2013) in 
Deutschland beinhaltet eine 76-seitige 
DIN-A4-Broschüre des Cultural-Contact-
Point Deutschland (ccp). Sie liefert neben 
Projektbeschreibungen die Kontaktdaten 
aller deutschen Projektträger nebst Part-
nerorganisationen aus dem Ausland. 

 Infos
Die Broschüre ‚Kulturen verbinden in Europa‘ 
kann gegen eine Schutzgebühr  von 5 Euro 
(inklusive Versand) unter dem Stichwort ‚Bro-
schüre‘ per E-Mail: info@ccp-deutschland.de 
bestellt werden. 

Unternehmensnachfolge 
finanzieren

Über die Nachfolgeplanung informieren 
der Bundesverband deutscher Banken 
(BdB) und der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag (DIHK) in einer kos-
tenlosen Publikation. 

 Infos
Die Broschüre kann im Internet als PDF-Datei 

unter http://tinyurl.com/cukmqft kostenlos 
heruntergeladen werden. 

Europäische Förderprogramme 
für europäische KMU 

Der neue Förderleitfaden für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) gibt einen 
Überblick über die wichtigsten Finanzie-
rungsmöglichkeiten wie EU-Zuschüsse, 
Darlehen oder Bürgschaften. Die Gewäh-
rung muss direkt oder über Programme 
beantragt werden. Die Fördermaßnah-
men sind in vier Kategorien unterteilt: 
branchenbezogene Finanzierungsmög-
lichkeiten, Strukturfonds, Finanzierungs-
instrumente und Unterstützung für die 
Internationalisierung von KMU.

 Infos
Die Broschüre kann im Internet als PDF-Datei 
unter http://tinyurl.com/d6f6xrn kostenlos 
heruntergeladen werden. 

 Unternehmen · Fachkräfte · Brandenburg

Die neue Weiterbildungsrichtlinie kommt 
Über die Veränderungen der Weiterbildungs-
förderung im Land Brandenburg sprach 
BRANDaktuell mit Marco Ullmann aus dem 
Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und 
Familie (MASF).

Das MASF hat eine neue Weiterbildungs-
richtlinie angekündigt. Warum ist eine 
Änderung der Förderung beabsichtigt? 

Die neue Weiterbildungsrichtlinie, die im 
Sommer 2012 in Kraft treten soll, wird die 
Kompetenzentwicklungsrichtlinie für kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) und den 
Bildungsscheck Brandenburg für Beschäftigte 
ablösen. Zentrale Förderelemente werden da-
bei fortgeführt. Diese Bündelung bestehender 
Förderungen ordnet sich ein in die Diskussion 
zur Vereinfachung von Förderprogrammen. 
Dabei geht es sowohl um Verwaltungsverein-
fachung, also eine effizientere und schlankere 
Umsetzung von Förderprogrammen, als auch 
um mehr Übersichtlichkeit für Antrag stellende 
Unternehmen und Privatpersonen.

Was will das Land mit der veränderten 
Richtlinie erreichen?

Berufliche Weiterbildung ist eine zentrale 
Stellschraube für Unternehmen, um im ‚Wett-
bewerb um die besten Köpfe‘ erfolgreich zu 
sein. Die heutigen Anforderungen in der Wirt-
schaft verlangen von Unternehmen, eigenin-
itiativ das Thema betriebliche Personalent-
wicklung anzugehen. Nur wer dabei erfolgreich 
ist, kann als innovatives Unternehmen auch 
nachhaltig am Markt agieren. Für Beschäftigte 
gilt gleichermaßen, dass derjenige, der sein 
Wissen up to date hält, seine Optionen für die 

berufliche Entwicklung verbessert. Um dies 
zu unterstützen, wird die Bildungsscheck-
Förderung für Beschäftigte noch attraktiver 
gestaltet werden. Unter anderem soll der 
mögliche Zuschuss zur Weiterbildung erhöht 
werden. Das übergeordnete Ziel der Weiter-
bildungsförderung ist es, die Teilhabe, vor 
allem die regelmäßige Teilhabe, an beruflicher 
Weiterbildung zu erhöhen. Dazu kann die aus 
ESF-Mitteln geförderte Richtlinie beitragen. 
So können Berufs- und Lebensperspektiven 
nachhaltig verbessert werden.

 
Wer soll gefördert werden?

Im Fokus der Förderung sind nach wie vor 
die KMU im Land. Sozialversicherungspflichtig 
beschäftigte Brandenburgerinnen und Bran-
denburger können zudem auch arbeitsplatzun-
abhängig einen Zuschuss zur Durchführung 
beruflicher Weiterbildung beantragen.

Qualifizierungsförderung spielt auch bei 
Investitionsvorhaben in Bezug auf Fachkräfte 
eine immer wichtigere Rolle. Daher wird das 
gemeinsame ‚Brandenburger Servicepaket für 
Investoren‘ der Regionaldirektion Berlin-Bran-
denburg der Bundesagentur für Arbeit und der 
Zukunftsagentur Brandenburg auch künftig in 
Anspruch genommen werden können.

Wie sollen die Unternehmen bei der Be-
antragung der Fördergelder unterstützt 
werden?

Die Regionalbüros für Fachkräftesi-
cherung der LASA Brandenburg mit ihren 
sechs Standorten im Land werden zur neuen 
Weiterbildungsrichtlinie informieren und zur 
Antragstellung beraten. Rat zu konkreten 
Weiterbildungszielen geben auch die Mit-
arbeiterinnen des Projekts ‚Weiterbildung 
Brandenburg‘ der LASA. Neben der Möglichkeit 
persönlicher Beratung sorgen auch tagesak-
tuelle Angebote des Berlin-Brandenburger 
Suchportals der Weiterbildungsdatenbank 
für mehr Transparenz bei der Suche nach dem 
passenden Weiterbildungsangebot.               (kr)

 Infos
Zum WDB-Suchportal für Weiterbildung in Berlin 
und Brandenburg: www.wdb-suchportal.de; 
Zum ‚Brandenburger Servicepaket für Investoren‘ 
unter http://tinyurl.com/72k4fvn

Die Richtlinie wird aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.

Bildungsmessen, wie hier zum Weiterbildungs-
tag 2011 in Potsdam, verschaffen einen guten 
Überblick über Angebote und Förderung.
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 Arbeitsschutz · EU  

EU-Kampagne ‚Partnerschaft für Prävention‘

 Weiterbildung 

Neuer Förderleitfaden

 Familie · Behinderte

Gestartet
Am 4. Mai 2012 hat das brandenburgische 
Familienministerium zum zweiten Mal den 
‚Brandenburger Familienpreis‘ ausgelobt. In 
diesem Jahr werden besonders Initiativen 
gesucht, die Familien unterstützen, in denen 
Kinder mit Behinderungen leben. Es sind 
jedoch auch andere Bewerbungen möglich.

Den inhaltlichen Schwerpunkt begründete 
Minister Baaske damit, dass der öffentliche 
Blick für die Problemlagen von Familien mit 
behinderten Kindern geschärft werden solle. 
„Diese Familien stehen im Alltag vor ganz be-
sonderen Herausforderungen. Mehr Verständ-
nis und eine selbstverständliche Akzeptanz 
können den Alltag dieser Familien bereits 
deutlich erleichtern“, so Minister Baaske.

Bis zum 10. August 2012 können sich 
Einzelpersonen, Vereine, Träger, Unterneh-
men und Kommunen selbst bewerben oder 
andere vorschlagen. Die Projekte müssen im 
Land Brandenburg realisiert worden sein und 
dürfen nicht länger als ein Jahr zurückliegen. 
Gesucht werden innovative Ansätze, über-
tragbare Projekte und vorbildliche Beispiele, 
die zur Nachahmung anregen. Sie sollen die 
Lebensqualität der Familien durch prakti-
sche Hilfen verbessern und zur Selbsthilfe 
aktivieren.

Der Brandenburger Familienpreis, der Teil 
des Familien- und Kinderpolitischen Pro-
gramms ist, wurde 2010 ins Leben gerufen. 
Er wird im zweijährigen Wechsel mit dem 
Wettbewerb ‚Familienfreundliche Gemeinde‘ 
vergeben. Die feierliche Preisverleihung findet 
am 30. November 2012 in Potsdam statt. 
Ausgelobt werden Preisgelder in Höhe von 
insgesamt 6.000 Euro sowie Sachpreise.   (em)

 Infos
Ausschreibungstext und weitere Informationen auf 
den Internetseiten des MASF unter 
http://tinyurl.com/cpqazqh

Die Europäische Agentur für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-
OSHA) hat im April 2012 die zweijährige 
Arbeitsschutzkampagne ‚Partnerschaft für 
Prävention‘ gestartet. 

Die Arbeitsplätze in Europa sind im 
Moment so sicher und gesund wie noch nie, 
doch gibt es immense Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedstaaten. Es ist deshalb ein 
zentrales Ziel der Kampagne, gute praktische 
Lösungen auszutauschen, um die Risikoprä-
vention in Unternehmen aller Größen, in allen 

Trotz insgesamt immer sicherer Arbeitsplätze darf auch in Deutschland das Thema ‚Prävention‘ nicht aus 
dem Blickfeld geraten.

Wirtschaftszweigen und überall in der EU zu 
stärken.

In Deutschland befindet sich der Arbeits-
schutz auf einem sehr hohen Niveau. Das En-
gagement der in der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) zusammenarbei-
tenden Akteure zeigt sichtbare Erfolge. 	   (em)

 Infos
•	 Zur EU-Kampagne im Internet unter 
	 http://tinyurl.com/bqlkhcr
•	 Zur GDA unter http://tinyurl.com/dxxkr46
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BRANDENBURGER
FAMILIENPREIS 2012

Ob Gutscheine, Prämien oder Stipendien: 
Angestellte, Arbeitslose oder Berufsrückkeh-
rer können finanzielle Unterstützung für ihre 
Weiterbildung bekommen. So fördert der Bund 
beispielsweise über die Bildungsprämie oder 
das Meister-Bafög das Lernengagement seiner 
Bürger. Auch in den Ländern gibt es spezielle 
Schecks oder Boni. 

Die Stiftung Warentest hat in dem aktua-
lisierten Leitfaden ‚Weiterbildung finanzieren‘ 
aufgelistet, welche Bundesförderung Beschäf-
tigte, Arbeitslose und Berufsrückkehrende 
bekommen können. 	  		    (em)

 Infos
•	 Kostenloser Download im Internet unter
	 http://tinyurl.com/ctwuhdy
•	 Siehe auch: ‚Weiterbildung ist bunt‘ (LASA- 
	 Praxishilfe 23) unter http://tinyurl.com/ctfo2z2
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 Unternehmen 

‚Alte Hasen erwünscht‘

 Zeitarbeit 

Flexibiliät – auf wessen Kosten?
Die Stammbelegschaften in den Betrie-
ben werden von Zeitarbeitnehmern nicht 
verdrängt. Vielmehr dienen sie vornehmlich 
als Arbeitskraftreserven und Antwort auf not-
wendige Flexibilisierung. Zu diesen Ergebnis-
sen kommt eine neue Studie der Bertelsmann 
Stiftung über die Situation in der Zeitarbeits-
branche. 

Allerdings tragen die Zeitarbeitnehmer die 
Nachteile und Kosten der Flexibilität. Denn 
ihre Einkommen, so ein weiteres Ergebnis der 
Studie, unterscheiden sich in hohem Maße 
von den durchschnittlich erzielten Gehältern 
in der Gesamtwirtschaft.

Als Konsequenz fordert deshalb Aart de 
Geus, Vorstandsmitglied der Bertelsmann 
Stiftung, Zeitarbeitern nach drei Monaten 
Einarbeitung die gleichen Löhne zu zahlen 
wie Festangestellten. Nach der Einführung 
des Mindestlohns wäre dies „der erfolgreiche 
zweite Schritt“, so de Geus. 		    (em)

 Infos
Kostenloser Download der Studie unter
http://tinyurl.com/cnbtfso

Dieses Motto lag der ersten Sitzung des 
‚Fachrates ältere Erwerbsfähige‘ zugrunde. 
Der Fachrat wurde auf Initiative der LASA 
Brandenburg eingerichtet und tagte erstmals 
im März 2012. Die Initiatoren und Teilnehmer 
des Fachrates wollen damit einen weiteren 
Beitrag zum Europäischen Jahr des aktiven 
Alterns und der Solidarität zwischen den 
Generationen leisten.  

Ein erstes konkretes Anliegen des 
Fachrates ist die Verbesserung des Images 
älterer Erwerbsfähiger in allen Bereichen 
der Gesellschaft: Ältere haben nämlich nicht 
weniger Stärken als Jüngere, sondern genauso 
viele – aber andere. Aus undifferenzierten 
Sichtweisen resultierende Vorurteile sollen 
deshalb schrittweise durchbrochen werden. 
Das gilt besonders für solche Vorurteile wie 
eine mögliche Abnahme der beruflichen Leis-
tungsfähigkeit mit voranschreitendem Alter 
und die Unterstellung, dass Ältere hinsichtlich 

Ein Drittel aller Zeitarbeiter übte im Dezember 
2010 einen Dienstleistungsberuf aus.
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der Lern-, Umstellungs- und Innovationsfähig-
keit Defizite aufweisen. Die Folgen sind z. B. 
geringe Weiterbildungsbeteiligung und daraus 
resultierende Qualifikationsdefizite. 

Des Weiteren sollen im Fachrat Ansätze 
entwickelt werden, damit die vielfach noch 
immer anzutreffende Benachteiligung Älterer 
am Arbeitsmarkt aufgebrochen werden kann. 
Damit dies gelingt, sind für den ‚Fachrat ältere 
Erwerbsfähige‘ elf Mitglieder aus der Praxis, 
Wissenschaft und Verwaltung ausgewählt 
worden. Dadurch können die vielfältigen 
Aspekte der Themen ganzheitlich und zugleich 
aus den Blickwinkeln verschiedener relevanter 
Akteure beleuchtet werden. 

Carolin Schuldt, LASA

 Infos
LASA, Wetzlarer Str. 54, 14482 Potsdam;
Carolin Schuldt, Tel.: (03 31) 60 02-5 23,
E-Mail: carolin.schuldt@lasa-brandenburg.de

 Kreativwirtschaft 

Kreativ gründen
„Die Kultur- und Kreativwirtschaft ist bunt 
und vielfältig, sie schafft neue Arbeitsplätze 
und sichert Existenzen“, so Minister Günter 
Baaske. In seinem Eröffnungsvortrag auf der 
Fachtagung ‚Kultur- und Kreativwirtschaft - 
neues Feld für erfolgreiche Gründungen‘ im 
Mai 2012 betonte Minister Baaske zudem, 
dass die Branche ein immer stärkerer Wirt-
schaftsfaktor im Land werde.  

Was ist nun für Gründungen in der Kultur- 
und Kreativwirtschaft spezifisch: Die Gründer 
sind tendenziell jünger und besser gebildet – 
außerdem sind die Gründungen bestandsfes-
ter als andere, so die Analyseergebnisse von 
Dr. Margarita Tchouvakhina (KfW). 

Dass die Branche auch mit Problemen zu 
kämpfen hat, war Thema der Diskussionsrun-
den. So halten sich die traditionellen Banken 
bei der Kreditvergabe sehr zurück. Verbesse-
rungen könnte die Einschaltung von Vermitt-
lern bewirken, die die ‚Wirtschaftssprache‘ 
den kreativen Gründern nahebringen. Diese 
Mittler sollten über Bundes- oder Landes-
Förderprogramme finanziert werden. 

Während im Land Brandenburg die Un-
terstützung von Gründungen allgemein und 
speziell in der Kreativwirtschaft schon eine 
längere Tradition hat, wurden in Thüringen und 
Sachsen-Anhalt erst vor Kurzem Förderun-
gen eingeführt. Doch auch Brandenburg will 
seine Förderung optimieren. „Wir nehmen von 
hier viele Anregungen mit, wie wir Existenz-
gründungen in der neuen EU-Förderperiode 
weiterfördern können“, so Sabine Hübner, Ab-
teilungsleiterin im Arbeitsministerium.     (em)

 Infos
Die Präsentationen der Tagung finden Sie im Internet 
unter http://tinyurl.com/7nyt53z

Die Tagung wurde aus Mitteln des ESF  
und des Landes gefördert.
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 Projektträger · SGB II/SGB III 

AZAV: Träger- und Maßnahmezulassung  

 Unternehmen · Fachkräfte 

Brandenburger Netzwerke für Fachkräftesicherung ausgezeichnet
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 Ausbildung 

Tarifliche Regelungen
In zahlreichen Tarifverträgen gibt es Rege-
lungen zur Übernahme nach der erfolgreich 
abgeschlossenen Ausbildung. Überwiegend 
handelt es sich um befristete Übernahmere-
gelungen mit einem Zeitraum zwischen 6 und 
24 Monaten, mehrheitlich mit 12 Monaten. 
In den meisten Fällen ist die Übernahme 
‚grundsätzlich‘ vorgesehen bzw. als Sollvor-
schrift ausgestaltet. Vorschriften für eine 
unbefristete Übernahme wurden bislang 
meist in Firmentarifverträgen vereinbart, aber 
kürzlich einigten sich auch die Tarifparteien 
in der Stahlindustrie auf eine branchenweite 
Regelung zur unbefristeten Übernahme. In 
einigen Branchen existieren dagegen keinerlei 
tarifliche Übernahmeregelungen. 

Zu diesem Ergebnis kommt eine Analyse 
von Tarifverträgen in 50 Branchen und 15 
Firmentarifverträgen, die das Tarifarchiv des 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Instituts (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung 
erstellt hat. 			   (em)

 Infos
Kostenloser Download der Analyse unter
http://tinyurl.com/bwbrm3x

Am 02.04.2012 trat die ‚Akkreditierungs- und 
Zulassungsverordnung Arbeitsförderung‘ 
(AZAV) in Kraft. Sie regelt die im Zuge der Inst-
rumentenreform eingeführte Akkreditierung für 
arbeitsmarktpolitische Träger. 

Auf einer Veranstaltung informierte die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Arbeit e. V. Akteure 
von Projektträgern, wie und wo sie die Akkredi-
tierung durchführen können. Denn nach Ablauf 
einer Übergangsfrist (31.12.2012) wird die Zu-
lassung für Träger von arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen obligatorisch. 

Das Barnimer Netzwerk Fachkräftesicherung 
und das Netzwerk Fachkräftesicherung Ucker-
mark wurden von der Bundesarbeitsministerin 
Ursula von der Leyen als zwei von fünf ‚Inno-
vativen Netzwerken 2012‘ ausgezeichnet. 

Die beiden Brandenburger Netzwerke 
gelten als vorbildlich, so die Laudatio, weil sie 
eine verbindliche Kooperation der Partner auf 
Augenhöhe ermöglichen und weil die Aktivi-
täten gemeinsam von den Partnern bearbeitet 
und von der Agentur für Arbeit Eberswalde 
koordiniert würden. 			  (em)

 Infos
•	 Barnimer Netzwerk Fachkräftesicherung im Inter-

net unter http://tinyurl.com/c4hv2lj
•	 Netzwerk Fachkräftesicherung Uckermark im 

Internet unter http://tinyurl.com/cpyjjeg
•	 Pressemitteilung des BMAS im Internet unter  

http://tinyurl.com/cl22b2o

Stellvertretend für die Netzwerkakteure aus dem Barnim und der Uckermark nahmen (v. l.) Ulrich Lehmann 
(IHK Ostbrandenburg), Angelika Hauptmann (Regionalbüro für Fachkräftesicherung Nordost-Brandenburg) 
und Christian Ramm (Sprecher der Netzwerke/Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur 
für Arbeit) die Auszeichnung von Bundesministerin Ursula von der Leyen entgegen.

Die beiden Referentinnen, Christine Bünning (Bundesministerium für Arbeit und Soziales) und  
Heike Wedig (bag-cert Bremen), hatten aufmerksame Zuhörerinnen und Zuhörer. 

Wichtig für kleinere Träger ist, dass sie sich 
nicht für das gesamte Spektrum, sondern auch 
nur für einzelne Teilbereiche, wie ‚Aktivierung 
und berufliche Eingliederung‘, ‚Berufsvorberei-
tung‘ oder ‚berufliche Weiterbildung‘, akkre-
ditieren können. Außerdem ist eine regionale 
Begrenzung möglich. 		  (em)

 Infos
•	 Veranstaltungsdokumentation im Internet unter 
	 http://tinyurl.com/d54vcav
•	 Zur AZAV unter http://tinyurl.com/czl94ec
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Termine & Aktionen

19. Juni 2012 
Ist Altersarmut weiblich?
Die Folgen prekärer und atypischer Beschäf-
tigungsverhältnisse von Frauen im Alter
Neben dem Hauptthema geht es auch um 
Arbeitsbedingungen von Frauen. Eine Veran-
staltung der Reihe ‚Achtung: Frauenarmut!‘ in 
Kooperation der Landesarmutskonferenz
Ort: Stadtteilzentrum Lichtenberg, Hagen-
straße 57, 10365 Berlin
Gebühr: keine

2. Juli 2012
Forum Zukunft – aus der Praxis für die 
Praxis
Ort: Otto-Erich-Str. 11/13, 14482 Potsdam
Gebühr: keine
Veranstalter: Unternehmerverband 
Brandenburg e. V.
Ansprechpartner: Geschäftsstelle Potsdam 
Tel.: (03 31) 81 03 06
Internet: http://tinyurl.com/c69u4kp

1. August 2012
IHK Sprechtag Prenzlau: Informationen für 
Unternehmer und Existenzgründer 
Bitte vereinbaren Sie telefonisch einen Termin. 
Ort: Haus der Wirtschaft in Prenzlau, 
Raum 106, Grabowstraße 18, 17291 Prenzlau
Gebühr: keine
Veranstalter: IHK Ostbrandenburg
Tel.: (0 33 34) 25 37-0
Internet: http://tinyurl.com/cudjfmr

11. bis 12. August 2012
Unteres Odertal – Vom Nebeneinander zum 
Miteinander – eine Radtour 
Ort: Frankfurt (Oder), Radtour in der deutsch-
polnischen Grenzregion
Gebühr: ca. 620 bis 700 Euro (erm. 550 Euro)
Veranstalter: Heinrich-Böll-Stiftung Hamburg
Internet: http://tinyurl.com/chm8yht

Veranstalter: Bildungswerk Berlin der 
Heinrich-Böll-Stiftung in Kooperation mit der 
Landesarmutskonferenz
Internet: http://tinyurl.com/c4efmta

20. bis 22. Juni 2012
Freiwilligen-Koordination (Basiskurs)
Ort: Bildungszentrum, Marchlewskistraße 27, 
10243 Berlin-Friedrichshain
Gebühr: Hauptamtliche 199 Euro, freiwillig 
Engagierte und Ehrenamtliche 139 Euro 
Veranstalter: Akademie für Ehrenamtlichkeit 
Deutschland
Ansprechpartner: Dipl. Päd. Thomas Kegel
Tel.: (0 30) 2 75 49 38
Internet: http://tinyurl.com/clykvqr

25. Juni 2012  
12. Jahreskonferenz des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung 
Wirkt die Nachhaltigkeitspolitik? Unmittelbar 
nach der Konferenz der Vereinten Nationen 
in Rio de Janeiro, Brasilien, fragt der Rat 
für Nachhaltige Entwicklung auf seiner 12. 
Jahreskonferenz nach den Konsequenzen für 
Deutschland. 
Ort: Haus der Kulturen der Welt, 
John-Foster-Dulles-Allee 10, 10557 Berlin
Gebühr: keine
Veranstalter: Rat für Nachhaltige Entwick-
lung Berlin
Tel.: (02 28) 24 98-110
Internet: Online-Anmeldung unter: 
www.nachhaltigkeitsrat.de/konferenz

Wanderausstellung gestartet

INNOPUNKT-Initiative geht auf Tour
Die INNOPUNKT-Initiative ‚Mehr Durch-
lässigkeit in der Berufsbildung – Bran-
denburg in Europa‘ präsentiert sich seit 
dem 23. Mai 2012 mit einer landesweiten 
Wanderausstellung. Zum Abschluss 
der dreijährigen Förderung werden die 
gelungenen Ergebnisse unter ande-
rem in Hochschulen und Universitäten, 
Kammern und Berufsbildungszentren 
vorgestellt. 

 Infos
Die genauen Tour-Daten können Sie unter 
www.innopunkt.de auf den Internetseiten der 
LASA Brandenburg GmbH nachlesen.

INNOPUNKT wird aus Mitteln des ESF 
und des Landes gefördert.

Im nächsten Heft

DER ESF IM LAND BRANDENBURG
Die Bedeutung des Europäischen Sozial-
fonds in der Strategie Europa 2020 und 
die Weiterentwicklung der europäischen 
Kohäsionspolitik unter der dänischen 
Ratspräsidentschaft

EUROPA
Die neuen Entwicklungen der  
EU-Initiative ‚Lebenslanges Lernen‘

THEMEN
Familie Adler hält Einzug in die  
ESF-Landschaft Brandenburgs

 Newsletter und PDF BRANDaktuell 
Bestellung auf den Internetseiten der 
LASA Brandenburg GmbH unter
Internet: www.lasa-brandenburg.de/
brandaktuell/bestellungen.6.0.html
Beides wie auch die Druckexemplare sind 
kostenlos!

Neuerscheinung: Familienpass Brandenburg 2012/2013

Der Familienpass Brandenburg ist ein 
idealer Freizeitplaner, denn er bietet 555 
Ideen für Ausflüge im Land Brandenburg 
und Berlin zu Sonderpreisen. Die Rabatt-
angebote, meist 20 Prozent, aus Sport, 
Natur, Kultur, Bildung und Freizeitspaß aller 
Art sind neu nach Regionen sortiert. Der 
neue Familienpass gilt ab 1. Juli ein ganzes 
Schuljahr lang und bietet auch während 
der Schulzeit alles, was Kinderherzen höher 
schlagen lässt.

Für nur 2,50 Euro gibt es die handliche 
Broschüre bei Buch- und Zeitschriften-
händlern, in Spielwarenläden sowie in 
Touristinformationen.

 Infos
Internet: www.familienpass-brandenburg.de

-20% Rabatt auf über 500 Familien-angebote



www.masf.brandenburg.de

Vorbildliche Ausbildungsbetriebe gesucht!
Sie sind ein brandenburgisches Unternehmen, das kontinuierlich 
und mit hohem Anspruch ausbildet und damit Jugendlichen eine 
Zukunftschance in ihrer Heimat gibt? Dann bewerben Sie sich jetzt 
für den Brandenburgischen Ausbildungspreis 2012.

Es werden insgesamt acht Preise zu je 1.000 Euro zur Unterstüt-
zung Ihrer betrieblichen Ausbildung verliehen. Die Bewerbungsun-
terlagen finden Sie unter:

www.ausbildungskonsens-brandenburg.de 

Einsendeschluss ist der 31. August 2012.

Der Wettbewerb ist eine Initiative des Brandenburgischen Ausbildungskonsenses – einem Bündnis von  
Wirtschaft, Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Gewerkschaften, der Regionaldirek-
tion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit, der Landesregierung – und wird aus Mitteln des  
Europäischen Sozialfonds (ESF), des Landes und der Konsenspartner gefördert.

Europäischer Sozialfonds – Investition in Ihre Zukunft


